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LLetztlich ist die Regierung Kurz/Strache nicht an der Opposition ge-
scheitert, sondern an der eigenen Unzulänglichkeit, demokratiepolitische 
Standards zu achten und einzuhalten. Es ist auch Zeit, über die Rolle der 
Zivilgesellschaft nachzudenken. Wie hat sie agiert, welche Stimmungen 
haben sich breitgemacht? Sollte man gar über einen Neuanfang nach-
denken, wie der systemische Berater und Trainer Martin Goessler in 
seinem Text über Non-Profit-Organisationen vorschlägt? Wir wollten 
aber auch wissen, wie es der schwarz-blauen Regierung gelingen konnte, 
durch Message Control und geschickt gesetzte Frames recht gut die Kon-
trolle über Informationen zu behalten. Waren die Medien nicht nach-
drücklich, nicht kritisch genug? Oft schien es auch erstaunlich leicht, 
an der Sozialpartnerschaft vorbei zu regieren. Die Streitkultur des Lan-
des hat sich jedenfalls aufgeheizt, ob sie auch besser geworden ist, wäre 
zu beurteilen.

Spannende Momente wünscht
Gunnar Landsgesell

Liebe Leserin

Lieber Leser

MO EDITORIAL

Rot-weiß-rote Sandkistenspiele. Was kommt nach der Trotzphase?

Illustration: P.M. Hoffmann
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Die wichtigste  
Spielregel? Respekt.
Noah ist Wiener. Keine Frage. Und wenn er etwas hasst, sind es die Blicke, die 
ihn am liebsten in irgendwelchen Schubladen sehen würden. Nein, das ist nicht 
leiwand. Respekt ist schließlich keine Einbahnstraße. Sondern der einzige Weg, 
um gut miteinander auszukommen. Er isst nicht mehr in der U-Bahn. Ist  heilfroh 
über das Sackerl fürs Gackerl. Und seit er vom Frühjahrsputz gehört hat, 
 bemüht er sich, seinen Mist in den Kübel zu werfen. Es braucht eben Regeln, 
weiß Noah. Nicht nur beim Sport.

Miteinander leben. 
#einfachleiwand Mehr Infos: wien.gv.at
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Wenn Ex-Bundeskanzler Sebastian Kurz 
über das Jahr 2015 spricht, verwendet er 
gerne das Wort „Katastrophe“. Er will da-
mit nicht auf die katastrophalen Bedin-
gungen verweisen, vor denen Menschen 
geflohen sind, sondern „Katastrophe“ steht 
bei ihm für die seiner Ansicht nach durch-
wegs negativen Auswirkungen auf Öster-
reich. Noch drastischere Bilder wurden von 
seinem bisherigen blauen Koalitionspart-
ner gemalt. In ihren Untergangsszenarien 
prognostizierte die FPÖ „explodierende 
Kriminalität“ und eine ebenso „explodie-
rende Arbeitslosigkeit“. 
Bezüglich der Kriminalitätsentwicklung 
hat das Bundeskriminalamt eine gänz-
lich andere Wahrnehmung. „Österreich ist 
so sicher wie noch nie“, betitelte die Be-
hörde kürzlich eine Aussendung. Die Ge-
samtkriminalität sei im Jahr 2018 auf den 
niedrigsten Wert seit mehr als 20 Jahren ge-
sunken, die Aufklärungsquote zugleich ge-
stiegen. Auch im Bereich der Gewaltkrimi-
nalität habe es insgesamt einen deutlichen 
Rückgang gegeben, einzig bei Morden und 
Mordversuchen sei ein Anstieg zu verzeich-
nen gewesen. Laut den Zahlen des Bunde-
skriminalamts ist die Kriminalität gerade 
in dem Bundesland am stärksten zurück-
gegangen, in dem sich die meisten Ge-
flüchteten niedergelassen haben, nämlich 
in Wien. Die Bundeshauptstadt verzeichne-
te 2018 den niedrigsten Kriminalitätswert 

seit Jahrzehnten. Nicht nur das macht sie in 
mehreren aktuellen internationalen Bewer-
tungen zu einer der lebenswertesten Städ-
te dieser Erde.
Auch die Arbeitslosigkeit geht in Österrei-
ch zurück. Seit Ende 2016 sank die Zahl 
der als arbeitslos gemeldeten Personen von 
Monat zu Monat. Inzwischen finden auch 
immer mehr Geflüchtete einen Job, ver-
meldete kürzlich das Arbeitsmarktservice. 
Dank guter Konjunktur, Beschäftigungsini-
tiativen, Integrationsprogramme und hoher 
Motivation können immer mehr von ihnen 
am Arbeitsmarkt Fuß fassen.
Das heißt nicht, dass Flucht keine Heraus-
forderungen und Probleme mit sich bringt, 
insbesondere für die Betroffenen selbst. Ein 
Teil der Geflüchteten tut sich mit dem neu-
en Umfeld schwer. Nicht alle kommen mit 
den vorherrschenden Strukturen und All-
tagskulturen in Österreich zurecht. Viele 
Geflüchtete leiden darunter, dass sie ihre 
Familie nicht nachholen können, weil die 
diesbezüglichen Bestimmungen massiv 
verschärft wurden. Ein Teil hat trauma-
tische Erlebnisse und Gewalterfahrungen 
noch nicht verarbeitet. Viele kämpfen zu-
dem mit dem Erlernen der deutschen Spra-
che, insbesondere jetzt, wo Sprachkurse ge-
kürzt werden und der soziale Druck massiv 
erhöht wird. 
Darüber hinaus hat in Österreich, wer eine 
dunklere Hautfarbe hat, als MuslimIn ein-

geordnet wird, nicht akzentfrei Deutsch 
spricht ist oder einen Namen hat, der als 
„nicht einheimisch“ bewertet wird, immer 
wieder mit Ablehnung und Vorurteilen zu 
kämpfen. Spaltende und rassistische Kam-
pagnen durch Teile der Politik befeuern 
dieses Problem. 
Gleichzeitig gibt es auch Druck aus Fami-
lien und Communities, Lebensstile nicht 
zu sehr zu verändern. Und viele, die daran 
arbeiten, gut Fuß zu fassen, werden durch 
die vom Innenministerium nun verstärkt 
betriebenen Asylaberkennungs-Verfahren 
in Unsicherheit und psychologische Kri-
sen gestürzt.
Hinzu kommt eine dramatische Wende 
der Politik. Aus einer sich entwickelnden 
Integrationspolitik wurde eine handfeste 
Desintegrationspolitik. Drei Viertel der 
unter der türkis-blauen Regierung umge-
setzten Maßnahmen seien desintegrativ, 
konstatierten 21 Expertinnen und Exper-
ten in einem gemeinsam mit SOS Mit-
mensch präsentierten Bericht. So wurden 
eine Vielzahl an Integrationsprogrammen 
gestrichen, Integrationsmittel an Schulen 
gekürzt und Ausbildungswege für Asylsu-
chende versperrt. 
Fast könnte man meinen, die nun durch 
den Ibiza-Skandal implodierte Regierung 
hätte sehr gezielt daran gearbeitet, die bis-
lang überraschend positive Bilanz der 
großen Flüchtlingsaufnahme zu zerstören.

Illustration: Petja Dimitrova

HANDLUNGSBEDARF

Österreich sicher wie nie 
Bestandaufnahme vier Jahre nach der Flüchtlingsaufnahme 

2015. Welche Prognosen haben sich bewahrheitet und in 

welche Richtung driftet die Politik?

Kommentar: Alexander Pollak
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Wird Schwarzblau fortgesetzt oder finden sich bislang
oppositionelle Kräfte zu einer neuen Koalition? Der 

Politologe Anton Pelinka über die Strategien des Gamblers 
Kurz, eine FPÖ, die keineswegs tot ist, und eine SPÖ, die in 

der Migrationsfrage nicht weit von ÖVP und FPÖ steht.  
Interview: Gunnar Landsgesell

Sebastian Kurz hat nun den Ruf, zwei-
mal eine Regierung gesprengt zu haben. 
Aber stimmt das Bild vom Sprengmeis-
ter überhaupt? Er hat ja zuerst nicht ge-
sagt: Genug ist genug, sondern offenbar 
weiterverhandelt und wollte mit der FPÖ 
weitearbeiten.
Kurz betrieb vermutlich sofort Wahlkampf. 
Seine Strategie ist, sich als der Staatsmann 
zu präsentieren, der bereit war, im Interesse 
des Gemeinwohls weiter zu regieren, wäh-
rend die FPÖ das verhinderte. Das ist Teil 

des Images, das er sich für den Wahlkampf 
aufbaut. Offenkundig fallen andere Partei-
en darauf rein. Würde er durch einen Miss-
trauensantrag gestürzt, wird es heißen, die 
SPÖ macht mit den Freiheitlichen gemein-
same Sache. Kurz’ Message: Alle denken par-
teipolitisch, ich hingegen bin der Einzige, der 
staatspolitisch agiert.

Wird die Öffentlichkeit das durchschauen?
Unterschiedlich, aber für Kurz dürfte es 

„DIE FPÖ IST HEUTE 
DIE GRÖSSTE  

ARBEITERPARTEI
ÖSTERREICHS.“

DAS GROSSE
SPIEL

Ist es bezeichnend, dass die Regierung 
nicht an internen Widersprüchen über 
den Umbau der Republik, sondern an ei-
nem Video gescheitert ist?
Ja, denn die internen Widersprüche waren 
ja gut planiert, Stichwort „Message Con-
trol“. Strache hat ab und zu einen Neonazi 
aus der Partei ausgeschlossen, während die 
Opposition etwa in der Frage der Steuerre-
form nicht wirklich widersprechen konn-
te. Aber der Sturz kam mit etwas, das mit 
Rechtsextremismus gar nichts zu tun hat, 
und zwar mit der Geldgier und Korrup-
tionsanfälligkeit, die in diesem Video so 
deutlich wird. 

Waren die zwei Regierungsparteien ideo-
logisch doch weiter auseinander als sie si-
gnalisiert haben?
Das sehe ich nicht so. Die ÖVP ist keine 
Einheit, sie ist in ihrer Widersprüchlichkeit 
nur zugedeckt durch die Popularität des 
Kanzlers. Und die FPÖ ist erst recht kei-
ne Einheit. Im Kern gibt es rechtsextreme 
Gruppierungen und es gibt die Moderni-
sierungsverlierer, die die Partei unabhängig 
davon wählen. Es gibt viele Überlappungen, 
aber keine ideologischen Unterschiede, die 
den Bruch erklären könnten.
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wohl reichen, um seine Mehrheit auszu-
bauen, denn die Freiheitlichen werden zwar 
nicht abstürzen, aber verlieren. Kurz könnte 
im September als großer Wahlgewinner da-
stehen und sich aussuchen, von wem er sich 
zum Kanzler machen lässt. 

Die FPÖ wird auch bei den nächsten Re-
gierungsverhandlungen nicht auf Kickl 
verzichten. Hat sich Kurz für die Neuwah-
len da nicht etwas verbaut?
Das ist sicher ein Problem. Das hängt davon 
ab, wie die FPÖ abschneiden wird. Stürzt 
sie von 25 auf 18 Prozent ab, wird sie sich 
nicht besonders anbiedern. Bei 15 oder 12 
Prozent wäre sie wohl bereit, Kickl zu op-
fern. Kurz gilt als der große Gambler, und 
auch wenn die ganze Politik wie ein Spiel 
ist: derzeit spielen alle nach seinen Vorgaben. 

Welche Rolle spielte der Bundespräsident 
in dieser Situation? War er so bedeutend 
wie in jüngster Geschichte nicht? Und wie 
wichtig war es nun, dass er nicht von ei-
ner der beiden Regierungsparteien nomi-
niert wurde?
Zumindest seit dem Versuch von Thomas 
Klestil, die Regierung Schüssel zu verhin-
dern, war der Bundespräsident sicherlich 
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nicht mehr so gefragt. Was seine Unabhän-
gigkeit betrifft: Es fiel auf, dass Kurz und 
Gernot Blümel den Bundespräsidenten 
sehr rasch und mehrmals lobten. Das war 
fast peinlich, wie sie die gute Zusammen-
arbeit lobten. Ob das stimmt oder nicht ist 
eine andere Frage. Dahinter steckt jeden-
falls Strategie.

Zur FPÖ: Ist die FPÖ tatsächlich tot wie 
die Krone geschrieben hat? Immerhin 
hat man es mit Kickl, Hofer, Haimbuch-
ner und Vilimsky mit ganz anderen Cha-
rakteren zu tun. Waren Partylöwe Strache 
und sein Leibfuchs Gudenus nicht einfach 
Problemfälle?
Ja, die FPÖ ist überhaupt nicht tot. Die 
Kronen Zeitung ist vorerst unverblümt 
von einem pro-türkisblauen Kurs zu einem 
wilden Anti-FPÖ-Kurs umgeschwenkt. Ver-
ständlich, könnte man nach dem Strache-
Video sagen. Aber die FPÖ muss nun auf 
die Wähler schauen. Sie hat erfolgreich die 
Modernisierungsverlierer angesprochen, sie 
ist heute die größte Arbeiterpartei Öster-
reichs. Das geht ja dadurch nicht verloren, 
dass Strache sich im Video als unglaublich 
korrupt dargestellt hat. In der Partei kom-
men andere nach. Aber sie ist keinesfalls tot.

Ist eine Neupositionierung der FPÖ mit 
Hofer denkbar? Was wird sie tun, um über 
ihr Kernklientel hinaus sich wieder als 
glaubhafter Koalitionspartner anzubieten?
Norbert Hofer ist natürlich der Good Cop 
der Freiheitlichen Partei, das freundliche 

Zur Person: Anton Pelinka, geboren 1941 in 
Wien, ist Jurist und einer der bekanntesten Po-
litologen des Landes. Er hielt Professuren an 
mehreren internationalen Universitäten, dar-
unter an der Stanford University, an der Univer-
sity of Michigan, Ann Arbor, in Neu Delhi, New  
Orleans und Innsbruck. Er hat eine Reihe von Pu-
blikationen veröffentlicht, u.a.  „Kreisky – Haid-Kreisky – Haid-
er. Bruchlinien österreichischer Identitäten (Ko-
Autor, Braumüller Verlag 2008). Seit 2018 ist er 
Mitglied des Universitätsrates der Uni Innsbruck. 
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Gesicht. Die erste Pressekonferenz nach 
dem Bruch mit Hofer und Kickl, dem Bad 
Cop, hat schon gezeigt, dass die Partei bei 
ihrer Wählerschaft beide bedienen muss: 
Jene, die das freundliche, und jene, die das 
unfreundliche Gesicht wollen. Dass die Mi-
nister inklusive Karin Kneissl geschlossen 
hinter Hofer und Kick gestanden sind, war 
das Signal: Wir lassen uns nicht auseinan-
derdividieren. Anders als 2002 fehlt diesmal 
der Faktor Haider: Strache wird ziemlich si-
cher nicht von außen die Nach-Strache-Par-
tei zerstören wollen. 

Wen wählt man, wenn man Kurz wählt? 
Ist er in erster Linie ein Techniker der 
Macht, ein Rechtspopulist mit seriösem 
Gesicht? 
Das „Rechts“ würde ich streichen, er ist ein 
Populist. Wenn Herr Kurz Fragen der sozi-
alen Umverteilung als entscheidend für den 
Wahlerfolg ansieht, dann verwandelt er sich 
in dieser Hinsicht zum Linken. Eines seiner 
wichtigsten Schlagworte war, „Erneuerung“, 
aber er hat nie gesagt, was das heißt. Damit 
ist er gut gefahren. Mit dieser perfekt ge-
stylten Unverbindlichkeit hat er tolle Erfol-
ge errungen. Er war nie erkennbar verbind-
lich. Der Begriff Rechtspopulist ist deshalb 
zu eng für ihn.

Kurz ist nach rechts gerückt in Fragen der 
EU oder der Migration. Könnte man in 
einer anderen Regierungskoalition nach 
den Wahlen ein anderes Gesicht erwarten?
In Fragen der Zuwanderung ist die SPÖ 
nicht sehr eindeutig. Die Fraktion Sozialde-
mokratischer Gewerkschafter hat schon vor 
der Wahl 2017 deutlich signalisiert, dass das, 
was die Regierung Kurz später gemacht hat, 
nämlich die Quotierung, kein Tabu ist. Für 
die Gewerkschaft sind Ängste vor Arbeits-
platzverlust natürlich ein Thema. Insofern 
braucht sich Kurz nicht sehr zu bewegen. 
Aber die SPÖ ist auch nicht besonders ent-
schieden für eine Vertiefung der EU einge-
treten. Dafür stehen einzig die Neos. Wenn 
Kurz diese Partei brauchen sollte, wird er 
ebenfalls für die Vertiefung der EU eintreten. 

Als Opposition sind in den vergangenen 
eineinhalb Jahren vor allem die Neos und 
Jetzt aufgefallen. Die SPÖ hat in diese 
Rolle nicht gefunden bzw. konnte den me-
dialen Spin nicht loswerden, dass sie vor 
allem mit sich selbst beschäftigt ist. Aber 

was kann man von der SPÖ bei der Neu-
verteilung der Karten erwarten?
Sie haben es gerade gesagt, die Blase des 
österreichischen Journalismus hat definiert, 
dass Pamela Rendi-Wagner die Parteichefin 
nicht „kann“. Damit wurde sie punziert. Ich 
habe das bisher inhaltlich nicht bestätigt ge-
sehen. Sie ist eine durchaus weltoffene Frau, 
die nach allen progressiven Kriterien Zu-
kunft signalisiert. Sie ist eine vollberufstäti-
ge Mutter, hat internationale Erfahrungen, 
die Medien haben aber festgelegt, sie mel-
det sich zu wenig zu Wort. Ihr Problem ist, 
dass sie diese negative Zuschreibung nicht 
los wird. Daran ist auch Burgenlands Lan-
deshauptmann beteiligt. Er steht schon be-
reit. Und natürlich spielt auch Macho-Geha-
be eine Rolle, dass eine Frau in einer Partei 
wie der SPÖ akzeptiert wird. 

Was darf sich die SPÖ von einer Zusam-
menarbeit mit der ÖVP versprechen? Ist 
es überhaupt denkbar, dass man zum Mo-
dell der Großen Koalition zurückkehrt, 
als wäre nichts gewesen?
Möglich ist das schon. Aber angesichts der 
unwahrscheinlichen Allianz zwischen den 
Freiheitlichen und den Sozialdemokraten, 
hat Kurz zunächst alles in der Hand. Wobei 
eine Große Koalition ohnehin obsolet er-
scheint, wir haben es mit drei etwa gleich-
großen Parteien zu tun. Die große Koaliti-
on ist doch ein Gespenst von Gestern. Es 
stimmt auch nicht, dass Österreich immer 
von einer Großen Koalition regiert wur-
de. Zwischen 1966 und 1986 hat es 20 Jah-
re keine gegeben. Die Große Koalition als 
Klotz am Bein ist doch eine sich selbst zitie-
rende Phrase, die keiner empirischen Über-
prüfung standhält. Sicher ist, dass wenn 
Kurz mit der SPÖ koaliert, ein neuer Spin 
gebraucht wird: dass das keine alte Große 
Koalition ist, sondern etwas Neues.

Die schwarz-blaue Regierung hat viel-
fach und lange von Rot-Schwarz als „Still-
standsregierung“ gesprochen. Lässt sich 
das bestätigen?
Überhaupt nicht. Die Politik von Kurz war, 
alles in den eineinhalb Jahren zu blockie-
ren, als Christian Kern Kanzler war. Des-

„EINES VON KURZ‘ SCHLAG- 
WORTEN WAR ERNEUERUNG, 

ABER ER HAT NIE GESAGT,
WAS DAS HEISST.“

halb müsste eine neue Große Koalition 
den Eindruck des Stillstandes von Anfang 
an vermeiden. Dafür gibt es Techniken, wie 
die der Junktimierung. In der Europapolitik 
lässt zum Beispiel die eine Partei der ande-
ren freie Hand, und in der Sozialpolitik ist 
es umgekehrt. Dann geht auch etwas weiter. 
Aber das ist keine Frage der Realität, son-
dern der Wahrnehmung. Ich bin nicht si-
cher, ob die Regierung Kurz in 20 Jahren 
als so innovativ gesehen wird.

Wie würden Sie sagen hat die schwarz-
blaue Koalition das Land strukturell ver-
ändert? Der Umbau der Institutionen, die 
Schwächung der Sozialpartnerschaft, das 
alles wurde ja unterbrochen. 
Strukturell wenig, atmosphärisch vielleicht 
mehr. Aber ich würde nicht von einer dau-
erhaften Veränderung sprechen. Es gibt im-
mer noch drei sozialdemokratische Landes-
hauptleute. Die Arbeitnehmervertretung ist 
zwar zurückgedrängt, das kann aber eine 
annehmbare Forderung der SPÖ sein, das 
rückgängig zu machen. Das sind keine dau-
erhaften Einschnitte. Atmosphärisch hat es 
aber eine tiefe Polarisierung gegeben, die 
an die Zeit zwischen 2000 und 2002 erin-
nert. Die Leute, die an den Donnerstagsde-
mos gegen die Regierung teilnehmen, ver-
treten nicht den Mainstream der SPÖ, die 
etwa in Zuwanderungsfragen nicht weit 
entfernt von der ÖVP und auch nicht von 
der FPÖ ist. Das hat mit ihrer Wählerschaft 
zu tun. Überhaupt ist die Mehrheit der Ge-
sellschaft für Anti-Zuwanderungsparolen 
ansprechbar. Kickl hat nur ausgenützt, was 
an Stimmung vorhanden ist. Solange das so 
ist, ist man von einer neuen Migrationspo-
litik weit entfernt. Die kann übrigens nur 
eine gesamteuropäische sein, alles andere 
macht keinen Sinn. 

Das vorläufige Ende dieser Koalition 
wird in Europa teils auch als Beleg da-
für interpretiert, dass eine Koalition mit 
Rechtspopulisten nicht möglich ist. Ist 
das Wunschdenken?
Ich möchte keine generellen Schlussfol-
gerungen ziehen. Rechtspopulisten regie-
ren und Italien und Polen und Ungarn, 
Rechtspoulisten kooperieren indirekt mit 
Regierungen in Dänemark und Schweden. 
Allgemein gesprochen ist der Graben zwi-
schen dem Rechtspopulismus und dem 
„Mainstream“ nicht sehr tief. 
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Wir brauchen ein neues, wohl kämpferischeres Verständnis 
zivilgesellschaftlichen Engagements. Vier Thesen zur Zivil-
gesellschaft zwischen Irrwegen und Auswegen.
Text: Martin Goessler

ZWISCHEN 
SCHOCKSTARRE 
UND NEUBEGINN

Z ack, zack, zack – und schon ist es vor-
bei mit den Ibiza-Boys an den Schalt-
stellen der Macht. Ein guter Zeit-

punkt, um aus dieser Entwicklungsphase 
der österreichischen Demokratie Lehren zu 
ziehen. Die Stärke der Regierung korrelierte 
mit einer Opposition im Suchmodus und ei-
ner Zivilgesellschaft, die oft unter der Wahr-
nehmungsschwelle agiert. Gebannt starren 
alle auf die Regierungsbank – doch was tut 
sich abseits davon? Wie können wir die Dy-

namik der österreichischen Zivilgesellschaft 
– also jenes beachtlich großen Konglome-
rats aus hunderten Organisationen und en-
gagierten Menschen des links-grün-liberal-
christlichen Spektrums verstehen? 
Die Identität dieses Milieus der österrei-
chischen Gesellschaft hat sich in den ver-
gangenen Jahrzehnten in einer sehr speziel-
len Form der widerständigen Angepasstheit 
zum politischen System mit seiner zähen 
rot-schwarzen Machtmechanik entwickelt. 
Ob Arbeitsmarkt-, Frauen- oder Gesund-
heitspolitik: Einerseits wurde opponiert 
anderseits kooperiert. Mit sozialen Innova-

Jubel: Mehr als 5.000 Menschen versammelten sich am Ballhausplatz und feierten einen 
möglichen Neubeginn.

„EINERSEITS 
WURDE OPPONIERT,

ANDERERSEITS 
KOOPERIERT.“

tionen wurde im Versuchslabor der Zivil-
gesellschaft experimentiert bis sie irgend-
wann von der Politik aufgegriffen wurden. 
Diese spezifisch österreichische Dynamik 
zwischen Politik und Zivilgesellschaft ist 
Geschichte. Die neue Ära der türkis-blau-
en Machtarchitekten hat gezeigt: Eine ak-

tive Zivilgesellschaft ist für dieses Politik-
verständnis ebenso eine Gegnerin wie die 
Pressefreiheit. 
Wir brauchen ein neues, wohl kämpferische-
res Verständnis zivilgesellschaftlichen Enga-
gements. Doch scheint sich dieses Milieu der 
österreichischen Gesellschaft aktuell selbst Fo
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im Weg zu stehen. Die Leitthese hier also: 
Um die beachtlichen produktiven Potentiale 
zu nutzen, könnte es in einem ersten Schritt 
helfen, im Folgenden vier zentrale blinde 
Flecken in den Blick zu nehmen. 

Zwei zentrale Auswege
Ob im Leitartikel oder beim Abendessen 
mit Freunden: Die Analyse des rechtspo-
pulistischen Lagers dominiert die linksli-
berale Debatte. Alle reden von Ibiza und 
den Folgen. Sich allerdings konsequent auf 
den politischen Gegner zu fixieren ist ähn-
lich unproduktiv wie in der Beziehungskri-
se auf das Verhalten des Partners, der Part-
nerin zu starren. Jammern ist da wie dort 
eine unwürdige Form des Leidens. Verän-
derungen durch Ursachenforschung zu er-
setzen hilft nicht weiter. Vielleicht funktio-
niert der besoffene Machtrausch von Ibiza 
auch nur mit den Ohnmachtsphantasien 
der Zuschauerbank? Die ja eventuell eben-
so irrlichternd sein könnten wie die bizar-
ren Ideen des Herrn Strache? 

Zwei zentrale Auswege bieten sich an. Ers-
tens: Statt der Fehler der Anderen auch 
einmal die eigenen Versäumnisse in den 
Blick nehmen. Der Breitensport des Polit-
jammerns über die nationalistische Rechte 
dient auch der Ablenkung von den eigenen 
Fehlern. Und davon gibt es in allen Poli-
tikfeldern genug. Wie ein offensiver Um-
gang mit eigenen Fehlern aussehen kann, 
machte schon vor längerem Laafi – eine 
kleine NGO im Feld der Entwicklungszu-
sammenarbeit – vor: Die „Initiative für Ent-
wicklung“, die sich in Burkina Faso enga-
giert, berichtet auf ihrer Website offensiv 
von Fehlern und gescheiterten Projekten. 
Glaubwürdigkeit und eine steile Lernkur-
ve ergeben sich dann von selbst. 
Und zweitens: Die Analysekraft konsequent 
auf die eigenen Handlungsmöglichkeiten 
richten. Handeln statt Paralyse durch Ana-
lyse. Wie beispielweise die Caritas, die am 
Höhepunkt der sogenannten Asylkrise mit 
einem breit angelegten internen Ideenwett-
bewerb das Know-how der Mitarbeiterin-
nen zu nutzen wusste. Reflexions- und Dia-

logkompetenz sind strategische Stärken der 
Zivilgesellschaft gegenüber den autoritären 
Rechten. 

Idealismus hochdosiert
Das unscheinbare Wort „sollte“ ist ein eben-
so häufiges wie toxisches Wort in progressi-
ven Debatten. Man sollte mit Binnen-I sch-
reiben, Menschen mit dunkler Hautfarbe 
nicht nach ihrer Herkunft fragen und bil-
dungsferne Schichten über die Gefahren des  
Nationalismus aufklären. 
In postmaterialistischen Kreisen, wo SUV 
und fettes Gehalt nicht beeindrucken, 
dient die bessere Moral als 
Distinktions-
gewinn. Diese
Überlegenheits-
rethorik nervt 
Tischgesell-
schaften eben-
so wie Wähle-
rinnen. Ist das
Wort „bildungs-
fern“ nicht schon
subtil abwertend? 
Überdosierte deale
und Ansprüche schwächen. 
Die Gegenwart mit einem 
auf die Zukunft gerichteten 
moralischen Ideal
abzugleichen, erzeugt einen 
Terror des Solls. Umstellt von 
vielen Solls rührt sich das überforderte 
Individuum dann nicht vom Fleck. 
Natürlich brauchen wir Moral und Ideale. 
Allerdings in einer Form, die zum Handeln 
hin- und nicht wegführt. Wie das geht? Die 
Lösung ist schon da, zum Beispiel in den 
Handlungsmustern jener Menschen, die in 
harten Berufsfeldern wie Hospiz oder Kata-
strophenhilfe idealistisch agieren und sich 
dennoch ihre Lebensfreude bewahren. Sie 
reden nicht lang sondern leisten ihren abge-
grenzten Beitrag. Sie entwickeln eine Art der 
weisen Resignation gegenüber Dingen, die 
sie aktuell nicht ändern können. Dadurch 
gewinnt ihr Handeln an Kraft. Nur der Ein-
verstandene hat Chancen, die Welt zu verän-
dern – meinte einmal  Walter Benjamin. 

Brüchige Solidarität 
In der Abwehr des eigenen Ohnmachts-
gefühls wird im links-liberalen Lager eher 
der nächste Freund als der politische Geg-

„HANDELN STATT 
PARALYSE 

DURCH 
ANALYSE.“

Illustration: P.M. Hoffmann
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ner bekämpft. Auch hat der Fokus auf spe-
zifische Politikfelder wie Antirassismus, An-
tiseximus oder Inklusion von Menschen mit 
Behinderungen das identitätspolitisch Ver-
schiedene vor das zivilgesellschaftlich Ge-
meinsame gestellt. „Solidarität bedeutet, den 
Konflikt innerhalb der Solidargemeinschaft 
auszuhalten. Und davor scheut die Linke 
bislang zurück …“  meinte der Historiker 
Thomas Walach vor einiger Zeit im Falter. 
Abscheulich waren die Attacken von Regie-
rungsvertretern auf geflüchtete Menschen 
und die „Asylindustrie“ – befremdlich aber 
auch die sehr dünne Solidarität innerhalb 
der Zivilgesellschaft mit jenen Non-Profit-
Organisationen, die die Regierung ins Vi-
sier genommen hat. Da waren dann man-
chen die eigenen Dienstleistungsaufträge 
näher und mancher schwieg in vorausei-
lendem Gehorsam. Doch eine antisolida-
rische Zivilgesellschaft ist kein ernsthaf-
ter Gegner für die Mächtigen und wird es 
auch in Zukunft nicht sein.  Eine solidari-
sche vielleicht schon. 

„Es-wird-alles-schlimmer“ Syndrom
„I have a dream ….“ das war die Schlüs-
selphrase in Martin Luther Kings berühm-
ter Rede. Wäre diese Rede auch mit „Liebe 
Leute, ich habe einen Alptraum: Die Ras-
sisten werden gewinnen!“ berühmt gewor-
den? Wohl kaum. 
Doch hierzulande agieren wir gerne im Alp-
traummodus. „Die Regierung gestaltet einen 
Staatsstreich in Zeitlupe gegen die Zivilge-
sellschaft“ meinte Peter Turrini einmal im 
Standard. „Hunderttausende Kinder ster-
ben im Sudan!“ „Die Klimakatastrophe ge-
fährdet das Überleben der Menschheit!“ ru-
fen uns die Alarmabteilungen der NGOs zu. 
Alarmistische Kommunikationsmuster ha-
ben in der aktuellen politischen Situation 
beachtliche Nebenfolgen, wie Mathias Horx 
einmal anmerkte: In die anschwellende Ge-
wissheit, dass die Welt ein Pfuhl der Unsi-
cherheit und Ungerechtigkeit ist, treten nun 
die neuen Rechten mit höhnisch einfachen 
Botschaften. Ein elitärer Pessimismus zer-
störe, so Horx, konstruktive Zukunftsdis-
kurse und provoziere auch damit Ableh-
nung, da er von einer Warte moralischer 
Überlegenheit formuliert werde. Das „Es-
wird-alles-schlimmer-Syndrom“ stiftet zwar 
wohlig-schaurige Gemeinschaft im eigenen 
Milieu, schwächt aber langfristig. Bilder des 

Unglücks anzuhäufen, ohne die Mittel zur 
Überwindung anzugeben, lähmt. 
Wie wäre es, von Zukunft zu sprechen, ohne 
gleich vor ihr zu warnen? Die Welt wird 
ja nicht immer schlechter, sondern auch 
da und dort besser, wie so manche Studie 
nachweist. Ja, jedes verhungernde Kind ist 
eine Schande – und die Kindersterblichkeit 
ist auf einem historischen Tiefstand. Und 
“Staatsstreich durch die Bundesregierung“ 
– Herr Turrini, war das nun doch nicht et-
was zu dramatisch?
Wir brauchen Mut und europäisches Den-
ken in Dekaden. So wie es Othmar Hill ein-
mal gewagt hat: „Wie wäre es, wenn in den 
nächsten 30 Jahren so zirka 200 Millionen 
Menschen aus Afrika zu uns nach Europa 
eingeladen werden, um Bildung und Aus-
bildung zu erhalten, samt der Rückkehr-
Option für 120 Millionen von ihnen. Aus 
Europa müssten jährlich wenigstens drei 
Millionen Pensionierte für ein paar Monate 
für die Know-how-Aufrüstung am Schwar-
zen Kontinent entsandt werden: so etwas 

wie Teilzeit-Entwicklungshilfe.“ Verrückt, 
naiv? Natürlich. Aber aus Hundert solcher 
schräger Ideen entsteht irgendwann eine 
tragfähige Lösung.
Zuversicht ist in unsicheren Zeiten eine 
vitale Ressource. Ohne Zuversicht keine 
Liebe, keine Elternschaft, keine mutigen 
sozialen Innovationen. Jenseits der Mobi-
lisierung von Angst hat die nationalistische 
Rechte hier wenig anzubieten. Zivilgesell-
schaftliche Vitalität könnte also auch hei-
ßen: Sich dem grassierenden Mythos der 
Negativität verweigern. In internen Dis-
kursen ebenso wie nach außen. Der hys-
terischen medialen Angstproduktion und 
dem destruktiven populistischen Pessimis-
mus künftig mehr Zuversicht, Vertrauen 
und Gelassenheit entgegensetzen. I have a 
dream … 

Martin Gössler ist systemischer Berater und 
Trainer. Er ist mit seinem Team von Vielfarben 
auf Personal- und Organisationsentwicklung 
von Non-Profit-Organisationen spezialisiert.
www.vielfarben.at

Alarmistische Kommunikationsmuster 
haben in der aktuellen politischen 
Situation beachtliche Nebenfolgen.

JENSEITS DER MOBILISIE-
RUNG VON ANGST

HAT DIE NATIONALISTISCHE 
RECHTE WENIG ANZUBIETEN.



14

MO 55/Dossier: Xxxxxxxxxxx

14

Fo
to

: F
lo

ri
an

 A
lb

er
t



15

Dossier: Streitkultur /MO 55

Eineinhalb Jahre regierte Schwarzblau mit Message Control, 
Framing und perfekt akkordiertem Wording. Yussi Pick, 
Kampagnen- und Politikberater über die Strategien der 

Regierung Kurz, über Medien, die den Spin übernahmen und die 
Frage, warum der Opposition dieser Spin nicht gelang.   

Interview: Alexander Pollak

ben. Dieses klare Symbol wäre der Abtritt 
von Herbert Kickl gewesen. Das war aber 
natürlich auch die Sollbruchstelle für die 
FPÖ – so ein Akt wäre die ultimative De-
mütigung gewesen. Die Neuwahlansage 
war also sicher nicht Kurz’ erste Wahl, da-
für hat er aus der Not eine Tugend gemacht 
und ist zur besten Sendezeit des Landes 
nicht als Kanzler, sondern als Parteivorsit-
zender mit einer Wahlkampfrede vor eine 
Million Menschen getreten.

Nach den Zustimmungswerten hat diese 
Regierung kommunikativ gesehen aber 
einiges richtig gemacht. Wie ist das ge-
lungen?
Das, was als die Magie des Sebastian Kurz 
angesehen wird, ist relativ banal. Vor eini-
gen Monaten sind die Strategie-Papiere ge-
leakt worden, die vor der Wahl geschrieben 
worden waren. Da zeigt sich: man braucht 
sich nur an ein paar klare Kommunikati-
onsregeln zu halten, um erfolgreich zu sein: 

MEDIEN ÜBERNAHMEN
BIS ZULETZT DEN SPIN: 
HIER WIRD GEARBEITET,

NICHT GESTRITTEN.

DIE STRATEGIE DES
„STRONG MAN“

Das Ende der schwarzblauen Koalition 
kam überraschend, wurde doch einein-
halb Jahre lang Harmonie vorgelebt. Ein 
Hinweis darauf, wie perfekt sich diese Re-
gierung inszenierte?
Jedenfalls. Und ich will die Medien nicht 
aus der Verantwortung lassen: Die Insze-
nierung hat ja nur funktioniert, weil Medi-
en mehr oder weniger den Spin des „Hier 
wird gearbeitet, nicht gestritten“ übernom-
men haben – bis zuletzt. Noch am Freitag 
Abend haben Medien den ÖVP Spin „Kurz 
weiß genau, was zu tun ist“ übernommen – 
viele Stunden Warten später war klar, dass 
ihm das überhaupt nicht klar war.  

Wie beurteilen Sie den Presseauftritt von 
Kanzler Sebastian Kurz, als er Neuwah-
len verkündete, vor allem aber von sich 
selbst sprach: Er stehe für Stabilität und 
sei Garant für das Wohl Österreichs. War 
das die Fortsetzung der Performance 
des  „Strong Man“, wie Kurz sie pflegt? 
Besser für’s Strong Man Image wäre es ge-
wesen, nicht erst um 19:45 Uhr, sondern 
schon um 13 Uhr an die Öffentlichkeit zu 
treten – mit einem klaren Symbol, alles – 
vor allem die FPÖ – unter Kontrolle zu ha-

etwa, sich eine Positionierung zu erarbei-
ten und diese konsequent durchzuziehen. 
Und es braucht Wiederholung, Wiederho-
lung und Wiederholung. Das haben Kurz 
und die ÖVP konsequent eingehalten.

Erstaunlich ist, dass die Konkurrenz das 
nicht schafft. Wenn es so einfache Regeln 
sind, warum tun sich etwa die Sozialde-
mokraten so schwer, diese genauso gut zu 
befolgen wie Kurz und sein Team?
Die SPÖ wäre sich schon bewusst, dass das 
der richtige Weg ist, nur gibt es keine kla-
re Positionierung zu den Themen. Es gibt 
Querschüsse aus dem Burgenland. Die 
Neos sind etwas stringenter, ihre Botschaf-
ten sind aber nicht so populär, zudem ha-
ben sie den Kampf zwischen sozial- und 
wirtschaftsliberalem Flügel.

Was braucht man noch für eine erfolgrei-
che Performance, die auch Kurz und sein 
Team mitgebracht haben?
Man braucht eine klare Positionierung, das 
hinzukriegen war die Kunst von Kurz. Seine 
frühere Linie als Integrationsstaatssekretär 
passt ja nicht so gut zu der als Bundeskanz-
ler. Das hat er wettgemacht. Sein flip-flop-
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ping, wie die Amerikaner sagen, hat ihm 
auch niemand ernsthaft vorgehalten. Man 
braucht eine klare Botschaft. Darüber hin-
aus versteht es die Regierung extrem gut, 
die Schwäche der derzeitigen Medienland-
schaft auszunutzen. Die Redaktionen sind 
unterfinanziert und unterbesetzt, damit ist 
es einfacher, Geschichten unterzubringen. 
Je besser diese vorbereitet sind, desto weni-
ger müssen JournalistInnen recherchieren. 
Den Redaktionen steht in den Ministerien 
eine Horde an PressersprecherInnen und 
Social-Media-Content-ProduzentInnen ge-
genüber, die die Newsroom-Strategie pro-
duzieren. Ein Beispiel: Vor einem Jahr war 
der Justizminister ein paar Wochen krank, 
die ÖVP hatte zu seiner Rückkehr ein Video 
produziert, in dem er von ÖVP-Sprecher 
Peter L. Eppinger interviewt wird. „Heute“ 
druckte das Video dann original ab, als hät-
te man es selbst gemacht. Es gab nur einen 
kleinen Hinweis, dass das ein ÖVP-Video 
ist. Die Regierung ist gut darin, es den Jour-
nalistInnen es einfach zu machen.

Klingt simpel, warum schafft das die Op-
position nicht?
Die Opposition macht es in einigen Din-
gen ähnlich wie die Regierung, etwa mit 
dem Kontrast-Blog, der SPÖ-Inhalten gut 
verpackt Reichweite verschafft. Hier wer-
den Videos und Inhalte produziert, man 
erreicht 200.000 Fans auf Facebook. Zum 
Teil ist aber die SPÖ-Zentrale im Vergleich 
mit der Content-Produktion der Regierung 
ausgedünnt, auch in der Kommunikation.

Man hat auch den Eindruck, dass gera-
de die Themen populär sind, bei denen es 
Feindbilder gibt, wo man Menschen ge-
geneinander ausspielen kann. Wie wich-
tig war und ist das?
Donald Trump, bei dem das noch etwas 
offensichtlicher ist, behauptet seit seinem 
Antritt 2015, dass er eine Mauer an der 
Grenze zu Mexiko bauen will. Tatsächlich 
ist es ihm aber kein Anliegen. Wichtig ist 
ihm aber nur, möglichst oft und bei jeder 
Gelegenheit zu sagen, dass er eine Mauer 
bauen möchte. Das ist es, was seine Basis 
mobilisiert. Dass der Kongress gegen den 
nationalen Notstand mobil macht, ist ihm 
so gesehen nur recht. Man hört, dass der 
Slogan seiner Wiederwahl-Kampagne sein 
wird: Finish the Wall. Das ist aus kom-
munikativer Sicht ein richtiger nächster 

Schritt. Auch die österreichische Bundes-
regierung hat Themen, wo sie keine poli-
tischen Handlungen setzt, sondern immer 
nur Forderungen aufstellt. Ein Kopftuch-
verbot hier, dann ein Kopftuchverbot dort. 
Damit kann man sich als „Strong Man“ po-
sitionieren, der eine klare, harte Linie fährt. 
Das politische Handeln ist hier also weni-
ger wichtig als das politische Fordern.

Die Strategie des „Strong Man“ und der 
Feindbilder scheint ein nahezu unschlag-
bares Konzept zu sein. Sie haben die Ob-
ama-Kampagne begleitet, wurde da auch 
mit Feindbildern gearbeitet, oder gibt es 
auch Strategien, die ohne Sündenböcke 
erfolgreich sein können?
Sowohl Obama wie auch Hillary Clinton 
haben das versucht und waren erfolgreich, 
Clinton hatte drei Millionen Stimmen 

BLID TEXT XXXXXXXXX
 XXXX BLID TEXT XXXXXXX 

BLIND TEXT XXXXXXXXX
XXXXXX BLIND TEXT

mehr als Trump. Bei Obama war der Slo-
gan „Yes we can.“ und die Werte Hope and 
Change, bei Clinton war es „Stronger To-
gether“, auch wenn das nicht so eindrück-
lich war. Ich war bei der Clinton-Kampag-
ne im Hauptquartier und habe noch nie in 
so einem diversen, vielfältigen Umfeld ge-
arbeitet, wo so viele unterschiedliche Per-
spektiven zusammengeflossen sind. Wenn 
man sich die demokratischen WählerInnen 
ansieht, dann kann man nur mit einer in-
klusiven Botschaft gewinnen. Da muss die 
weiße College-Studentin aus gutem Hause 
genauso demokratisch wählen wie der af-
roamerikanische Arbeiter aus Detroit wie 
auch eine Küchenfachkraft aus New York. 
Hier braucht man eine viel breitere Basis. 
Damit fällt es auch schwerer, gegen eine an-
dere Gruppe zu agitieren. 

Lässt sich das auch auf Österreich umle-
gen? Lässt sich eine Kommunikations-
strategie durchbrechen, die immer wie-
der Flüchtlinge und das Kopftuch ins 
Spiel bringt?

DIE SPÖ-ZENTRALE IST IM  
VERGLEICH ZUR CONTENT-  

PRODUKTION DER 
REGIERUNG AUSGEDÜNNT.

Donald Trump, behauptet seit 2015, dass er eine Mauer an der Grenze zu Mexiko bauen will. Tatsächlich 
ist es ihm aber kein Anliegen. Wichtig ist ihm nur, das möglichst oft zu sagen. Das mobilisiert seine Basis.
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Auch wenn solche Themen eine Mehr-
heit gut findet, ist das in Zahlen betrachtet 
nicht so dramatisch. Das Problem ist viel-
mehr, dass sich die Minderheit, die nicht auf 
Sündenbockstrategien anspricht, in jüngster 
Zeit kleiner angefühlt hat als sie war, weil 
die Regierung ihr Agenda Setting so erfolg-
reich betrieb. Die Opposition ist hingegen 
zu sehr mit sich selbst beschäftigt und wur-
de nun kalt erwischt.

Warum gelang der Regierung vor Schwarz- 
Blau kein erfolgreiches Agenda Setting? 
Die letzte große Koalition funktionierte aus 
einer spieltheoretischen Sicht anders als die 
jetzige Regierung: Wenn die schwarz-blaue 
Regierung öffentlich streitet, verlieren beide 
Parteien. In der rot-schwarzen Vorgänger-
regierung hingegen erhoffte sich bei einem 
Streit eine Partei mehr Vorteile als die ande-
re. Der Opposition gelang es damals hervor-
ragend, die Arbeit der Regierung mit Still-
stand zu verbinden, obwohl das objektiv 
nicht stimmt, da ist einiges weitergegangen.  
Es wurde eine Stillstands-Stimmung aufge-

baut, die Sebastian Kurz sehr gut nutzte. Er 
machte das, was man in der Kommunikati-
onsforschung als „Priming“ bezeichnet. Sein 
Team hat erkannt, dass es abseits der Mig-
rationsfrage ein zweites wichtiges Thema in 
der Gesellschaft gibt, mit dem man punk-
ten kann, und zwar das, dass gut gearbeitet 
wird. Das ist die seltener erzählte Geschich-
te zur Nationalratswahl 2017, dass es nicht 
nur um Migration ging, sondern auch um 
das Thema „Genug gestritten“.

Wenn man an die Schilder-Aktion des In-
nenministers, der die Erstaufnahmestel-
len in „Ausreisezentrum“ umbenannte, 
denkt. Oder an die Kürzung der Sozial-
hilfe, die die Regierung als „Arbeitsqua-
lifikationsbonus“ bezeichnet. Hat diese 
Regierung kommunikativ die Grenzen 
zwischen Information und Propaganda 
verschoben?
Ich glaube schon, dass Konservative bes-
ser und skrupelloser darin sind, Institu-
tionen zu nutzen, um ihren Machterhalt 
zu sichern. Das betrifft einerseits das Fra-

ming von politischen Kampfbegriffen, wo 
das Arsenal durchaus ausgeschöpft wird. 
Oder man denke jüngst an die EU-Wahl, 
für die keine Informationen zur Briefwahl 
verschickt wurden. In den USA hat Do-
nald Trump die Behörde VOICE (Victims 
of Immigration Crime Engagement Office, 
Anm.) eingerichtet, die ausschließlich dazu 
dient, Verbrechen von Menschen ohne Pa-
piere zu dokumentieren. Auch ein Beispiel 
dafür, wie Institutionen für das politische 
Agenda Setting genutzt werden können. In 
Österreich gibt es mehrere Beispiele dafür, 
man denke an die ORF-Gebührendiskus-
sion oder den Umbau der Statistik Aust-
ria. Hier merkt man, wie demokratische 
Grundfeste so umgebaut, dass sie zu Werk-
zeugen der Regierung werden.

Social Media spielen in der Politik eine 
wichtige Rolle. Weiß man eigentlich, wer 
twittert, wenn ein Tweet von Trump oder 
Kurz kommt? Geht das durch den Filter 
von BeraterInnen oder wird direkt kom-
muniziert?

Bei Trump kann man es sagen: Wenn 
es von einem Android Handy getwittert 
wird, kommt es von Trump selbst, von ei-
nem iPhone stammt es von einem Bera-
ter. Trump weiß nicht, wie man Threads 
auf Twitter macht, bei mehreren Tweets 
untereinander sind jene von Trump nicht 
verlinkt, die von seinem Berater hingegen 
schon. Bei der Clinton-Kampagne war es 
so, dass sie keine Tweets selbst geschrieben 
hat, ihr wurden aber alle vorgelegt die mit 
„-H“ gekennzeichnet waren und sie hat sie 
freigegeben. Das ist eine Stilfrage, Michel 
Reimon twittert wahrscheinlich zu 90 Pro-
zent selbst, während Kurz eher nicht selbst 
twittert. Aber tendenziell weiß er, was in sei-
nem Namen veröffentlicht wird und seine 
BeraterInnen wissen, was über seinen Na-
men laufen soll.

Durch die sozialen Medien ist es auch 
der Zivilgesellschaft, auch NGOs leichter 
möglich, Botschaften zu verbreiten. Wie 
aber kann sie agieren, ohne sich in stän-
diger Kritik festzufahren?
Ich denke, SOS Mitmensch zeigt einen Weg 
vor, wie man es gut machen kann: sehr prä-
sent zu sein bei bestimmten Themen. Ei-
nerseits auf einer faktischen Ebene mit 
Berichten, die objektiv gestaltet sind, an-
dererseits aktionistisch aufzutreten um die 
Emotion der Menschen abzuholen und da-
mit Reichweite zu generieren. 

Gibt es Tipps des Kommunikationsbera-
ters, wie man mit gezielt gesetzten The-
men oder Fake News umgehen kann?
Wichtig ist, nicht auf Fake News einzuge-
hen, um ihnen nicht mehr Legitimation zu 
verleihen. Sonst kann es beim Medienver-
halten zu einem abwägen kommen, wer nun 
recht hat. Ingrid Brodnig erzählt oft von je-
mandem, der gesagt hat: „Man muss fast 
neben normalen Medien auch Websites wie 
unzensuriert.at lesen, um sich ein vollstän-
diges Bild zu machen.“ Als würde die Wah-
rheit in der Mitte liegen – das ist natürlich 
völlig falsch.  Wichtig ist, eigene und auch 
positive Botschaften zu verbreiten. Solange 
man sich auf das Spielfeld eines anderen 
konzentriert, muss einem bewusst sein, 
dass man sich immer noch auf dessen Re-
gelwerk einlässt. Auch die Quellensicherheit 
ist enorm wichtig. Wer Fake News bekämp-
fen will, muss sich auf seine eigenen Infor-
mationen verlassen können. 

 WICHTIG IST, NICHT AUF 
FAKE NEWS EINZUGEHEN, 

UM IHNEN KEINE LEGITIMA-
TION ZU VERLEIHEN.
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Anfang Mai kamen in ganz Europa 17.000 
Menschen zusammen, um über Themen zu 
diskutieren, die ihnen unter den Nägeln 
brennen. Am Projekt „Europa spricht“
war auch Der Standard beteiligt.
Text: Anna Karrer

MÄNNER 
GLAUBEN, SIE 
HABEN MEHR 
ZU SAGEN

E s herrscht eine Zeit von Extremen“, 
sagt Zsolt Wilhelm, Redakteur der 
Tageszeitung Der Standard, im Ge-

spräch. Er ortet nicht nur „extreme Bilder“, 
sondern glaubt zudem: „Wie Politiker heu-
te miteinander reden, wäre vor zehn Jahre 
nicht vorstellbar gewesen.“ Dass die Hemm-
schwelle sinkt, sei auch und besonders gut 
in den sozialen Medien erkennbar. Deshalb, 
so Wilhelm, müssen wir als Medium „uns 
und unsere Arbeit kritisch hinterfragen und 
überlegen, wie wir eine angemessene Streit-
kultur schaffen können. Das Moderieren 
von Foren ist dafür ein gutes Beispiel. Wir 
investieren viel in die Debattenkultur, ‚Eu-
ropa spricht’ war dafür ein gutes Projekt.“

Raus aus der eigenen Blase
Während der Politik gerne vorgeworfen 
wird, den Kontakt zu den BürgerInnen ver-
loren zu haben, lautet die Kritik an den Me-
dien, dass sie sich zu sehr in ihrer eigenen 
Blase bewegen. Was liegt also näher für eine 
Zeitung, rauszugehen und in einer Aktion 

unterschiedliche Menschen zusammenzu-
bringen, diskutieren zu lassen und dann da-
rüber zu berichten. „Europa spricht“ ist so 
eine Aktion. Am 11. Mai fanden mehr als 
17.000 Menschen europaweit zum Mei-
nungsaustausch zusammen. Neben mehr 
als einem Dutzend europäischer Zeitungen 

nahm auch Der Standard am Projekt teil. 
Erklärtes Ziel ist es, die Meinungsvielfalt in 
Europa zu stärken und den Austausch zu 
fördern. 
Hintergrund des Projekts ist freilich auch 
eine grundsätzlich gereizte Stimmung 
in Europa, Stichwort Brexit, Fake News, 
Shit Storms und die Stimmenzugewinne 
rechtspopulistischer Parteien. Auf die Fra-
ge, ob Menschen mit unterschiedlichen 
Meinungen überhaupt noch reden wollen 

und wir in Europa noch über so etwas wie 
eine Streitkultur verfügen, zeigt sich Pro-
jektleiter Wilhelm optimistisch. „Ich glau-
be, dass Leute noch fähig sind zu diskutie-
ren und sie nicht einfach den Kopf in den 
Sand stecken.“ Aber auch die Medien selbst 
seien gefragt, auf die Entwicklungen zu re-
agieren. Also hatte bereits 2017 die On-
line-Redaktion der Zeit in Deutschland ge-
meinsam mit internationalen Medien „My 
Country Talks“ gestartet. Man wollte Bür-
gerInnen ein Forum geben, um konstruktiv 
über Politik und Leben zu diskutieren. Zwei 
Jahre später expandierte man, nun sprach 
ganz Europa miteinander. Mit von der Par-
tie waren nun u.a. die Financial Times, La 
Republicca, arte.tv und eben Der Standard. 
Zsolt Wilhelm betont, dass es jedem Medi-
um freigestanden sei, teilzunehmen, auch 
andere österreichische Medien hätten sich 
bewerben können. „Wir wollten das Projekt 
allein machen, weil es leichter ist, in einem 
kleinen Rahmen so ein Projekt zu gestal-
ten. Je mehr Medien, desto mehr Aufwand.“

WIE POLITIKER HEUTE
MITEINANDER REDEN,

WÄRE VOR 10 JAHREN NICHT 
VORSTELLBAR GEWESEN.
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Anreize“ schafft, skeptisch gegenüber. Mig-
ration, Flucht und Armut fehlten als Thema 
wohl kaum bei einer der zahlreichen Be-
gegnungen. Das Gespräch zwischen Jorge 
und Mario ist übrigens, so wie auch andere, 
online im Standard nachzulesen.
Für Wilhelm war das Ziel des Projektes, 
Menschen abseits medialer Debatten zu-
sammenzuführen. „Es geht darum, Men-
schen aus verschiedenen Ländern mit ver-
schiedenen Ansichten an einen Tisch zu 
setzen und ihnen die Möglichkeit zu ge-
ben, in Ruhe in persönlichen Gesprächen 
und außerhalb der eigenen Meinungsbla-
se zu diskutieren.“ Der Gesprächsrahmen 
war völlig offen, um politische Stimmungs-
mache ging es dabei nicht, betont Wilhelm. 
„Wir möchten die Meinungsvielfalt stärken 
und wir haben auch sehr viele Meinungen 
in der Community. Deshalb passt das Pro-
jekt gut zu uns.“ 

Partizipation über digitale Tools
Welche Rolle aber kommt den Medien bei 
der vielzitierten partizipativen Demokra-
tie zu? Wilhelm sieht kritische Medien ge-
fragt: „Sie spielen eine wesentliche Rolle 
in Demokratien. Es ist wichtig, kritisch zu 
hinterfragen, auch größere Zusammenhän-
ge zu erklären. Dabei sprechen wir nicht 
von Leserbindung, sondern von unserem 
demokratischen Auftrag.“ Digitale Tools 
wie Foren oder soziale Medien seien da-
für wichtige Hilfsmittel. „Solange man ein 

moderiertes Forum betreibt, fördert man 
den Diskurs zwischen LeserInnen und leis-
tet somit einen positiven Beitrag. Schwie-
rig wird es, wenn Tools unmoderiert sind, 
wie zum Beispiel soziale Medien wie Twit-
ter und Instagram.“ Denn das Werkzeug sei 
per se ja neutral, doch wer es benützt, müs-
se sich der Wirkung bewusst sein. Deshalb 
investiere der Standard einiges in die Fo-
renbetreuung. Mehr als ein Dutzend Be-
treuerInnen seien am Werk.

Querschnitt schwer zu erreichen
Nun bildet die lachsfarbene Tageszeitung 
als Qualitätsmedium eher nicht den ge-
samten Querschnitt der österreichischen 
Bevölkerung ab. Das beurteilt auch Wil-
helm realistisch: „Uns ist bewusst, dass 
eine Zeitung, die ein Projekt wie ‚Europa 
spricht’ bewirbt, vor allem die eigenen Le-
serInnen anspricht. Jedoch haben wir die 
sozialen Medien genutzt, um Zielgruppen 
zu erreichen, die ansonsten den Standard 
nicht lesen. Eine repräsentative Mischung 
an Leuten zu erreichen ist sehr schwer, weil 
wir ja nicht aktiv nach Menschen suchen, 
sondern sich jeder Interessierte anmel-
den kann.“ Dennoch habe man etwa bei 
der Aktion „Österreich spricht“ die unter-
schiedlichsten Hintergründe versammeln 
können, von der Lehrerin über den Arbei-
ter bis hin zu Pensionisten. „Aber auch hier 
waren es mehrheitlich Männer, die teilge-
nommen haben“, so Wilhelm. Damals hat-
ten fast 2.800 Menschen aus Österreich 
teilgenommen, mehr als zwei Drittel da-
von waren männlich. Das Durchschnitts-
alter betrug 40 Jahre. Den hohen Anteil an 
Männern erklärt sich Wilhelm so: „Bei vie-
len Onlinemedien und Foren kommentie-
ren mehrheitlich Männer. Warum das so 
ist, weiß ich nicht, ich bin kein Soziolo-
ge. Aber ich glaube, dass Männer vielleicht 
das Gefühl haben, dass sie mehr zu sagen 
haben und Frauen zurückhaltender sind. 
Wir haben versucht, gezielt Frauen anzu-
sprechen, das hat aber nicht so gut funkti-
oniert. Es scheint so, als wären Männer ein-
fach redefreudiger.“ 
Die Frage, ob sich die Erwartungen an das 
Projekt „Europa spricht“ erfüllt hätten, 
bejaht Wilhelm entschieden. Im Europa- 
vergleich sei die Zahl der österreichischen 
TeilnehmerInnen sogar überproportional 
hoch gewesen. „Das Interesse an einem  
europaübergreifenden Meinungsaustausch 
in Österreich ist definitiv gegeben.“

Anna Karrer hat einen Bachelorabschluss in 
Anglistik und Amerikanistik sowie einen Mas-
terabschluss in Medien. Aktuell arbeitet sie als 
Marketingmitarbeiterin in einem privaten Bil-
dungsinstitut.

Sieben aktuelle Frage
Das Prinzip von „Europa spricht“ ist ein-
fach: Jede volljährige Person konnte sich 
europaweit online anmelden, Englisch-
kenntnisse waren nicht von Nachteil. Da-
nach folgten sieben brisante Fragen, die die 
BewerberInnen mit Ja oder Nein beantwor-
ten mussten. U.a.: Würden Sie Ihren Rei-
sepass gegen einen europäischen Pass tau-
schen? Sollten reichere europäische Länder 
ärmere europäische Länder unterstützen? 
Gibt es zu viele ImmigrantInnen in Euro-
pa? Sollten europäische Länder die Steuern 
für Treibstoff erhöhen, um das Klima zu 
schützen? Ein Algorithmus würfelte Kan-
didatInnen zusammen, die konträre An-
sichten vertreten und in einem Nachbar-
land leben. Am 11. Mai begegnete man sich 
dann. Dann traf zum Beispiel der Ingeni-
eur Jorge aus Stuttgart auf den Mechani-
ker Mario aus Vorarlberg. Dabei konnte es 
sehr grundsätzlich werden. Der eine glaubt 
an die soziale Marktwirtschaft, der ande-
re steht einem System, das „nur über Geld 

WIR SPRECHEN NICHT 
VON LESERBINDUNG, 

SONDERN VON UNSEREM 
DEMOKRATISCHEN AUFTRAG.

Zsolt Wilhelm, Redakteur des Standard und 
Projektleiter von „Europa spricht“: „Ich glaube, 
die Leute sind noch fähig, zu diskutieren.“
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Die geplatzte Regierung setzte auf verbale Ausgrenzung
und Untergriffe und war damit erfolgreich. Ein Konzept, das 
wohl noch nicht ausgedient hat. Die Sprachwissenschaftlerin 

Ruth Wodak über Stil und Inhalt dieser Politik.  
Interview: Zoran Sergievski

Fotos: Karin Wasner

Realität‘. Dabei ist es die zentrale Ver-
schwörungstheorie der ‚Identitären‘. Die 
Neos übernahmen die Phrase augenzwin-
kernd, Stichwort ERASMUS. Was wird 
sich durchsetzen: die Normalisierung 
oder die Umdeutung?
Austauschen kann man natürlich vieles. 
Man kann Bücher in der Bibliothek austau-
schen, es gibt Studentenaustausch. Der Be-
griff ‚Bevölkerungsaustausch‘ betrifft aber 
nicht nur den Gebrauch in der Program-
matik der Identitären, sondern er geht zu-

rück auf NS-Propaganda, ein Euphemismus 
für ‚Umvolkung‘, wodurch damals unter-
stellt wurde, Juden würden das deutsche 
Volk ‚unterwandern, zersetzen‘, usw. Die 
Begriffe ‚Umvolkung‘ und ‚Überfremdung‘ 
stehen mit ‚Bevölkerungsaustausch‘ in der 
Verschwörungstheorie der ‚Identitären‘ in 
einem intertextuellen Zusammenhang. Es 
geht bei Letzteren vor allem um Angst vor 
dem Islam und um Flüchtlinge aus dem 
Mittleren Osten, um ein Bedrohungsszena-
rio, das bewusst propagiert wird. Es wird 

DER BEGRIFF BEVÖLKE-
RUNGSAUSTAUSCH GEHT  

AUF DEN NS-BEGRIFF 
UMVOLKUNG ZURÜCK.

SCHAMLOSE 
NORMALISIERUNG

Beginnen wir mit der Gretchenfrage: 
Muss ich als Demokrat, als Journalist, mit 
‚Identitären‘ reden?
Wenn Sie etwas über diese Gruppe anhand 
eines Interviews erfahren wollen: sicher. 
Warum nicht? 

Nun heißt es über ‚Identitäre‘ aber, sie 
wollen den Diskurs zerstören.
Da geht es um unterschiedliche Aspekte. 
Wollen diese Leute tatsächlich interviewt 
werden? Ich denke ja, weil sie sind, wenn 
man das so salopp formulieren darf, ‚me-
diengeil‘. Insofern kann ich mir nicht vor-
stellen, dass in einem solchen Fall der Dis-
kurs zerstört würde.
Der andere Fall beträfe eine Diskussion 
mit TeilnehmerInnen, in der sie vielleicht 
kritisiert würden oder Position beziehen 
müssten, also einen sachlichen Dialog füh-
ren müssten. Wenn das, was Sie meinen, 
stimmt, würden manche Identitäre dann 
eher nicht auf Argumente eingehen, nicht 
wirklich zuhören, oft unterbrechen, Trug-
schlüsse verwenden, und Höflichkeitskon-
ventionen durchbrechen. Da gibt es viele 
Möglichkeiten.

Ende April sagte Ex-Vizekanzler Strache, 
‚der große Austausch‘ sei ein ‚Begriff der 

behauptet, diese Menschen würden unsere 
Kultur, unser Land, Europa insgesamt de-
mographisch komplett verändern, aus der 
weißen christlichen Mehrheit würde also 
eine Minderheit. Und dies würde von je-
manden manipuliert, beispielsweise wird 
der ungarisch-jüdische Philantrop George 
Soros in diesem Zusammenhang genannt 
– ein bekanntes antisemitisches Stereo-
typ, nämlich jenes der ‚jüdischen Weltver-
schwörung‘ wird angesprochen! Ähnliches 
kommt von Viktor Orbán. In Ungarn stellt 
sich die Situation allerdings anders dar: es 
gibt kaum Einwanderung nach Ungarn, 
sondern hunderttausende junge Ungarn 
wandern aus. Wenn man also keine Ein-
wanderung will, müsste man die eigenen 
jungen Menschen durch bessere Leben-
sperspektiven im Land halten, um einem 
Rückgang der Bevölkerung gegenzusteu-
ern. Dabei muss man betonen, dass es hier 
um mindestens zwei Definitionen für ‚Be-
völkerung‘ geht; einerseits mittels Staats-
bürgerschaft definiert, also staatsnational; 
andererseits wie bei den Identitären, kul-
turnational gedacht, also eine ethnische 
Definition. Es handelt sich beim Letzte-
ren um die Imagination eines homogenen  
‚Volkes‘, das es so natürlich nicht gibt und 
niemals gegeben hat.
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Bei den Herabwürdigungen der FPÖ ver-
misste man von Kanzler Kurz oft eine 
deutliche Distanzierung. Was sagt das ge-
nerell über den ‚neuen Stil‘, den Kurz ger-
ne betont?
Kurz wurde fast täglich mit so genannten 
Einzelfällen konfrontiert, die natürlich kei-
ne Einzelfälle sind, sondern ein systemati-
sches Muster ergeben. Dieses Muster weist 
auf die Agenda der FPÖ hin, die u.a. im 
‚Handbuch freiheitlicher Politik‘ aufgelistet 
sind. Eine ausgrenzende, nativistische Poli-
tik, eine anachronistische Haltung zu Ge-
schlechterrollen. Es gibt viele inhaltliche 
Elemente, die man auch bei Le Pen und der 
US-amerikanischen Alt-Right findet.
Wenn der Kanzler die sogenannten ‚roten 
Linien‘ immer wieder beschwört, die sich 
aber ständig verschieben, müsste er letztlich 
den Gesamtzusammenhang ablehnen. Da-
mit müsste er aber die Programmatik dieser 
Partei ablehnen, mit der er ja 2017 eine Re-
gierungskoalition eingegangen ist.

Im Essay „Schamlose Normalisierung“ 
haben Sie 2018 aufgezeigt, wie die ÖVP 
rechtspopulistische Positionen im Wahl-
kampf salonfähig macht. Ist das etwas, 
das sich in der Regierungsrhetorik fort-
gesetzt hat?
Damals ging es darum, einen von vielen ak-
zeptierten Sündenbock zu schaffen, näm-
lich die sogenannten „illegalen Migranten“. 
In der Wissenschaft spricht man aber von 
‚irregular migrants‘, von irregulären Mig-
ranten. Das negativ konnotierte Attribut 
‚illegal‘ suchen Sie etwa im globalen Mig-
rationspakt vergeblich. Der Nationalrats-
wahlkampf baute aber genau auf diesem 
Bedrohungsszenario auf: Schließung der 
Balkanroute, Verhinderung illegaler Migra-
tion, Grenzsicherung; dass man diese ‚Be-
drohung‘ abwenden und Österreich schüt-
zen wird. In dieser Rhetorik ist viel von der 
FPÖ übernommen worden.
Es wird spannend, wie sich dieser Diskurs 
weiterentwickelt. Zuletzt gab es immer 
mehr Kritik, auch von renommierten in-
ternationalen Medien. Auf die Dauer führt 
das sicherlich zu einem Druck auf die ÖVP, 
weil diese doch stark international ausge-
richtet ist. Andererseits lässt sich mit einer 
solchen Symbolpolitik von anderen, kom-
plexen Herausforderungen und politischen 
Inhalten ablenken. 

Sind unsere Medien zu nett zu Kurz?
Ob das nett oder nicht nett ist, kann und 

will ich so nicht beurteilen. Aber es ist of-
fensichtlich, dass kritische Auseinanderset-
zungen nicht erwünscht sind. Ich erinnere 
mich an eine ‚Im Zentrum‘-Diskussion, wo 
der Falter als ‚linksextrem‘ bezeichnet wur-
de; die Verortung als ‚links‘ – ähnlich wie in 
den USA der Begriff ‚liberal‘ – wird immer 
mehr negativ konnotiert. Anstatt sich auf 
eine sachliche Diskussion einzulassen, wer-

den ad hominem Argumente eingebracht. 
Damit wird Kritik einfach weggewischt. 
Das geht bei internationalen Medien wahr-
scheinlich nicht ganz so einfach.

Welche Sprachbilder sind besonders 
‚schamlos‘?
Was meine ich mit ‚schamlos‘? Früher 
kam es noch zu Rückziehern, nach soge-
nannten Sagern. Etwa in Form der typi-
schen Haider’schen Entschuldigungen, wie 
‚Eigentlich muss ich mich entschuldigen, 
aber‘. Damit hatte sich Haider zwar formal 
entschuldigt, dennoch gleichzeitig signali-
siert, dass er dazu gezwungen wurde. Wir 
bezeichnen diese Strategie als ‚kalkulierte 
Ambivalenz‘. Sogar solche Rückzieher ver-
misse ich bei der heutigen FPÖ. Es gibt sie 
nur, wenn die gesetzlich festgelegte rote Li-

nie überschritten wird, also bei Antisemi-
tismus, Holocaust-Leugnung, beim ‚Rat-
tengedicht‘ und beim ‚Nazi-Liederbuch‘. 
Dann kann es auch zu einem Rücktritt ei-
nes Politikers kommen, aber es kann auch 
später zum Rücktritt vom Rücktritt kom-
men, wenn man etwa an Udo Landbau-
er denkt. Traditionelle Konventionen des 
Dialogs, der Argumentation, und der Höf-
lichkeit gelten häufig nicht mehr. Mächti-
ge Menschen dürfen sich kommunikativ 
vieles erlauben, was früher negativ sankti-
oniert wurde. Man denke etwa an Donald 
Trumps vielfache Entgleisungen.

Was wäre ein konkretes Beispiel für diese 
Sprachbilder?
Wir leben in einer Zeit der Umbenennun-
gen, der strategischen Unwahrheiten und 
zynischen Euphemismen, beispielsweise die 
Umbenennung vom Aufnahmezentrum in 
‚Ausreisezentrum‘. Dieser Zynismus, der 
darin besteht, dass Menschen, die flüchten 
müssen und um ihr Leben fürchten, dann 
endlich in Sicherheit ankommen und lesen: 
Reisen Sie wieder aus, noch dazu freiwil-
lig. Man will also niemanden aufnehmen. 
Aber den Begriff ‚Abschiebezentrum‘ konn-
te man doch nicht einfach verwenden. Also 
greift man stattdessen zum Euphemismus 
‚Ausreisezentrum‘. So kommt man in der 
Ableitung dieses Euphemismus vom Auf-
nahme- zum Abschiebe- zum Ausreise- 
zentrum. 

WIR LEBEN IN EINER ZEIT 
DER UMBENENNUNGEN, 

DER STRATEGISCHEN
UNWAHRHEITEN.

Wodak: „Wir wissen, dass es ein Bedürfnis von Menschen gibt, zu kommunizieren. 
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Aktuell wird wieder allerorten Leistung 
beschworen. Wer wird damit angespro-
chen?
Ich kann natürlich nicht als Ökonomin, 
sondern nur als Diskursforscherin versu-
chen, das dahinter stehende Bild zu analy-
sieren: Im neoliberalen Gedankengut wird 
unter anderem unterstellt, jeder sei – gros-
so modo – für sich selbst verantwortlich. 
Das impliziert weiter: Wenn jemand ar-
beitslos ist, hat er oder sie sich nicht genug 
bemüht, es liegt also nicht an strukturellen 
Bedingungen. Daraus wird weiter argu-
mentativ abgeleitet: Offenbar ist die Moti-
vation, Arbeit zu suchen, nicht groß genug. 
Wenn das Arbeitslosengeld oder andere So-
zialleistungen nicht so hoch wären, so wird 
weiter argumentiert, wären Menschen da-
her eher bereit, ja gezwungen, Arbeit zu su-
chen und anzunehmen, welche auch immer. 
Das spielt beispielsweise den Ball an jene 
zurück, die in schwierigen, oft prekären 
Beschäftigungsverhältnissen stehen. Viele 
strukturelle Veränderungen werden in die-
ser Argumentation nicht zur Kenntnis ge-
nommen, etwa dass in manchen Berufen 
die Löhne nicht adäquat gestiegen sind, 
dass die Schere zwischen arm und reich 
immer mehr auseinanderklafft, usw. 
Auch Ressentiments werden geschürt: Wie-
so bekommen manche ‚Zugewanderte‘ et-
was oder genauso viel und ‚wir‘ nicht? So 
werden strukturell Benachteiligte gegenei-
nander ausgespielt. Meine Frisörin hat mir 

erzählt, dass sie nach 40 Jahren Vollzeit-
arbeit nur 1300 Euro netto verdient, plus 
Trinkgelder. Dass sie enttäuscht ist, kann 
ich gut verstehen. Es kommt in diesen De-
batten häufig zur Instrumentalisierung von 
Ressentiments, Neid und Angst vor Verlust, 
und nicht zu einem differenzierten Um-
gang mit großen nationalen wie auch glo-
balen Problemen.

In Medien und über die Lager hinweg 
spricht man von der Verhärtung der Fron-
ten. Keiner rede mehr miteinander. Wie 
schlimm ist es wirklich um die Streitkul-
tur bestellt?
Ich mag solche Generalisierungen über-
haupt nicht. Man muss Räume schaffen, wo 
man reden, argumentieren, diskutieren und 
streiten kann. Räume, wo bestimmte Regeln 
des Dialogs herrschen. Diese kommunika-
tive Kompetenz gibt es, man muss sie er-
möglichen und fördern. Ich selbst wohne 
im 10. Bezirk. Da gibt es etwa die monatli-
chen Treffen ‚Mitten in Favoriten‘, organi-
siert von der Bezirksvertretung, mit einge-
ladenen Vortragenden und anschließender 
Diskussion. Das findet einmal im Monat 
statt, in einem typischen Wiener Beisl, wo 
das Schnitzel sieben Euro kostet. Solche 

Abende sind immer sehr gut von Alt und 
Jung besucht. Insofern bin ich nicht so pes-
simistisch.

Warum nicht?
Weil wir wissen, dass es ein Bedürfnis von 
Menschen ist, miteinander zu reden. Es gibt 
aber nicht genügend Angebote zur Partizi-
pation. Das halte ich für ein großes Man-
ko. Das, was im Fernsehen als Polarisierung 
erlebt wird, ist häufig intendierte Skandali-
sierung, Infotainment. Das Gegenüber-Stel-
len von Personen besitzt ja einen Unterhal-
tungswert. Schlimmer ist es in den Social 
Media. Daher steht Bildung vor großen He-
rausforderungen. Man muss von Kindesbei-
nen an lernen, wie man Social Media sinn-
voll in den Alltag integriert. Man ist ja nicht 
online und dann offline, diese klaren Gren-
zen bestehen so nicht mehr.
Ich habe die Erfahrung gemacht, dass gro-
ßes Interesse an Diskussion und Informati-
on besteht, wie ich an vielen Orten in Ös-
terreich vorgetragen habe. Deshalb glaube 
ich, die Zukunft liegt häufig in der unmit-
telbaren Nachbarschaft, wo man eben mit-
einander ins Gespräch kommt.

Nach den Neuwahlen ist eine Fortsetzung 
der schwarzblauen Koalition keineswegs 
ausgeschlossen. Rechnen Sie damit, dass 
sich damit auch die bekannte Rhetorik 
fortsetzen wird oder haben sich Neidde-
batten irgendwann einmal erschöpft?
Ich bin keine Prophetin; es wäre zu hoffen, 
dass solche Ereignisse zu kollektiven Lern-
prozessen führen. Ob das der Fall sein wird, 
weiß natürlich niemand.

Zoran Sergievski, freier Journalist, schreibt über 
Soziales, Medien und Rechte.

Zur Person: Die Sprachwissenschaftlerin Ruth 
Wodak ist Distinguished Professor and Chair 
in Discourse Studies an der Lancaster Universi-
ty und der Universität Wien. Dzt: Visiting Fellow 
am IWM, Wien. Zahlreiche Publikationen, aktu-
ell: „Kinder der Rückkehr. Geschichte einer mar-
ginalisierten Jugend“ (Ernst Berger & Ruth Wo-
dak) erschien 2018 im Springer Verlag. Ihr Buch 
„Politik mit der Angst“ in der Edition Konturen 
(2016) geht detailliert auf rechtspopulistische Rhe-
torik und Ideen ein.

MAN MUSS VON KINDESBEI-
NEN AN LERNEN, WIE MAN 

SOCIAL MEDIA SINNVOLL IN 
DEN ALLTAG INTEGRIERT.

Es gibt aber nicht genügend Angebote zur Partizipation.“
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E inen ‚islamischen Kindergarten’ per 
se gibt es ja gar nicht und der ist 
in der Magistratsabteilung 11 auch 

nicht als solcher aufgelistet“, stellt Sara H. 
(Name geändert, Anm.) fest. Abgesehen da-
von sei das „Islamprogramm“ bei ihren Kin-
dergruppen nicht so dominant im Bildungs-
plan vertreten, als dass man es sich groß auf 
die Fahne schreiben könne. Die 42-jähri-
ge Österreicherin betreibt drei Kindergär-
ten im Wiener Gemeindebezirk Favoriten. 
2008 eröffnete sie mit ihrer Schwester den 
ersten privaten Kindergarten, er wird von 
der Stadt Wien gefördert. Sara H. sitzt auch 

im Vereinsvorstand und kümmert sich um 
die Organisation. Die pädagogische Leitung 
übernehmen Leute vom Fach. In der Debat-
te würde sie sich mehr Interesse wünschen, 
denn „bisher wurden unsere Stimmen als 
Kindergartenbetreiberinnen ausgelassen.“ 
Lediglich der Boulevard und populistische 
Politiker kämen zu Wort.

Im Fokus
Seit einigen Jahren sind islamische Kin-
dergärten und -gruppen verstärkt in den 
Fokus geraten. Rechte Politiker machen 
Stimmung, indem sie vor Radikalisierung 
warnen, und 2015 sorgte eine polarisieren-
de Studie des Religionspädagogen Ednan 
Aslan für einigen Wirbel. Doch dazu spä-
ter. In den Medien wird der Anschein er-
weckt, islamische Kindergärten unterstün-
den nicht der Kontrolle der Stadt Wien, das 
Bild von nebulosen Gruppen, von denen 
niemand so recht weiß, was dort passiert, 

REALITY-CHECK

„Islamisierung der Probleme in 
der Bildungspolitik“
Die Kindergartenstudie des Islamforschers Ednan Aslan sorgte 2015 für viel Aufsehen.  

Was blieb von den Radikalismusvorwürfen über islamische Kindergärten? 

VON NOUR-EL-HOUDA KHELIFI

Islamische Kindergärten 
als solche 

gibt es in Wien
gar nicht.

Als 2009 das verpflichtende Kindergartenjahr eingeführt wurde, gab es nicht genügend Kindergartenplätze. 
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die wir uns strikt halten.“ Die diplomier-
te Lebens-und Sozialberaterin weist dar-
auf hin, dass es rechtlich gar nicht möglich 
sei, pädagogische Fachkräfte einzustellen, 
die nicht zumindest ein Deutschniveau C1 
und die pädagogische Assistenz B2 vorwei-
sen können. Tatsächlich seien „die Vorga-
ben für die Eröffnung einer Tagesstätte frü-
her aber viel lockerer“ gewesen. Als 2009 das 
verpflichtende Kindergartenjahr eingeführt 
wurde, gab es nicht genügend Kindergarten-
plätze. Die Stadt Wien war damals auf pri-
vat geführte Kindergruppen angewiesen, die 
plötzlich boomten, so die 42-Jährige. „Um 
eine Kindergruppe zu führen, ist lediglich 
eine Mini-Ausbildung notwendig gewesen.“ 
Bereits nach 90 Einheiten konnte eine priva-
te Kindergruppe geleitet werden, eine ausge-
bildete pädagogische Fachkraft musste man 
dafür nicht sein. Diese Zeit sieht Sara H. kri-
tisch. „Viele haben finanziell motiviert eine 
Kindergruppe gegründet, da standen das 
Wohl und die Erziehung des Kindes ganz 
weit unten.“ Die Stadt Wien hätte damals 
die Fördermittel gezielter einsetzen und auf 
den Nachweis einer vollwertigen pädagogi-
schen Ausbildung drängen müssen. 

Stärkere Kontrollen
Richtig befeuert wurde die Kritik an isla-
mischen Kindergruppen durch eine Stu-
die von Ednan Aslan, die 2015 unter dem 
Titel „Islamische Kindergärten und -grup-
pen“ erstellt wurde. Darin entstand an meh-
reren Stellen der Eindruck, dass sich radi-
kale Entwicklungen breitmachen. Die Stadt 
Wien verlangte daraufhin eine genaue Auf-
listung der problematischen Kindergärten 
und -gruppen, die sie bis heute nicht vom 
Studienleiter erhielt. In einem Interview 
mit dem ORF erklärte Aslan, dass „Radi-
kalität im Kindergarten beginnt“ und erhob 
schwere Vorwürfe gegen die Stadt Wien, die 
daraufhin den Religionspädagogen klagte. 
Der Rechtsstreit endete in einem Vergleich. 
Aslan ließ laut einer Presseaussendung 2018 
alle Vorwürfe mit der Begründung fallen, 
diese Behauptungen würden „nicht zutref-
fen“. Die Stadt Wien reagierte indes auf De-
fizite und setzte einige Schritte. Man adap-
tierte das Kindergartengesetz, erhöhte die 
90 Unterrichtseinheiten auf 400, stockte die 
Anzahl der Kindergartenkontrolleure auf, 

geistert umher. Auch die Frage, ob es Mäd-
chen verboten werden soll, in Kindergärten 
und Volksschulen ein Kopftuch zu tragen, 
ist fixer Bestandteil der Diskussionen. Weni-
ge Wochen vor dem Ende von Schwarzblau 
wurde ein Kopftuchverbot im Nationalrat 
beschlossen. Anfang Mai gewann aber auch 
der SPÖ-Gemeinderat Omar al-Rawi eine 
Klage vor dem Handelsgericht gegen die 
Kronen Zeitung. Sie hatte im Juni 2017 Fo-
tos von Mädchen mit Kopftuch veröffent-
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Viele haben finanziell eine 
Kindergruppe gegründet, da 
standen Wohl und Erziehung
des Kindes ganz weit unten.

licht und behauptet, Bilder aus einem isla-
mischen Kindergarten in Liesing zu zeigen. 
Titel: „Kopftuch: Bei Kindern Alltag.“ Da-
mit sollte belegt werden, dass sich in Kin-
dergruppen radikale Tendenzen breitma-
chen. Laut Al-Rawi handelte es sich aber 
um Aufnahmen vom Islamischen Zentrum 
in Wien. Was ist also dran an wiederkehren-
den Vorwürfen von Radikalismus und feh-
lender Kontrolle der Kindergärten?
Tatsächlich unterstehen privat geführte (is-
lamische) Kindergärten genauso wie auch 
öffentliche dem Bildungsplan der MA10. 
Der Wiener Bildungsplan steckt die päda-
gogischen Rahmenbedingungen ab und soll 
die Qualität des Betriebes gewährleisten. Re-
gelmäßig kontrolliert das Magistrat, ob der  
Plan eingehalten wird. InspektorInnen besu-
chen dafür unangekündigt die Kindergärten. 
In den Medien, die sich auf Aslans Studie 
beziehen, wird kritisiert, dass Pädagoginnen 
auf Arabisch oder Türkisch statt auf Deutsch 
mit den Kindern sprechen. Die Kindergar-
tenbetreiberin Sara H. weist das scharf zu-
rück. „Es gibt Vorgaben von der MA11, an 

Die Stadt Wien war damals auf privat geführte Kindergruppen angewiesen, die plötzlich boomten.
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Interkulturelle Kompetenz
Unbeeindruckt davon setzen die Freiheit-
lichen ihre Linie fort. Als der umstrittene 
Buchautor Thilo Sarrazin im März 2019 auf 
Einladung der FPÖ zu Gast in Wien war, 
warf Ex-Vizekanzler Heinz-Christian Stra-
che wieder die Rhetorikmaschine an. Er 
wetterte von „über 150 islamischen Kinder-
gärten, wo mit Hasspredigten die Kinder zu 
Märtyrern erzogen werden“, blieb aber kon-
krete Angaben schuldig. Auch die ÖVP be-
diente sich in der Folge der Studie Aslans 
und ließ den Nährboden für antimuslimi-
schen Rassismus nicht austrocknen. Für 
Sara H. Ist klar, dass es Verbesserungspo-

tenzial gibt. Sie fordert aufgrund steigender 
Anforderungen aber auch, dass finanziell 
nachgebessert wird. „Ich kann nicht die pä-
dagogische Leitung entlasten und eine wei-
tere Pädagogin ins Team holen, während ich 
jeden Cent umdrehen muss, weil das von 
der MA11 finanziell nicht getragen wird“, so 
die Kindergartenbetreiberin. Für eine besse-
re Qualität im Kindergarten müssten auch 
Ressourcen zur Verfügung stehen. „Wenn 
wir aber als Kindergarten mit Kindergrup-
pen in einen Topf geworfen werden, färbt 
das auf uns Kindergärten ab“, fürchtet Sara 
H. Sie warnt zudem davor, Probleme der Pä-
dagogik und Bildungspolitik zu „islamisie-
ren und auf dem Rücken von Kleinkindern 
auszutragen.“ Auch Stadtrat Czernohorsz-
ky ärgert es, dass Kinder für populistische 
Debatten herangezogen werden. „Wir als 
Stadt wollten dieses Thema immer wissen-
schaftlich fundiert aufarbeiten, um auf der 
Grundlage von Fakten zu diskutieren“, so 
der Stadtrat.

und gab nun eine wissenschaftlich fundierte 
Kindergartenstudie in Auftrag. Die Ergeb-
nisse wurden im Winter 2017 präsentiert. 
Was waren die Erkenntnisse? Dass man es 
weniger mit extremistischen Handlungen 
zu tun hatte, sondern Fehler in anderen 
Bereichen fand. Lediglich ein Kindergar-
ten und fünf Kindergruppen von insgesamt 
rund 600 Einrichtungen (genaue Zahlen 
werden nicht erhoben) wurden aufgrund 
pädagogischer oder baulicher Sicherheits-
mängel geschlossen. Gegen den Betreiber 
eines Kindergartens läuft derzeit ein Ver-
fahren wegen des Verdachts auf Missbrauch 
von Fördergeldern. 
Aslans Studie wurde später selbst wissen-
schaftlich durchleuchtet. Zwar konnte man 
Aslan wissenschaftlich kein Fehlverhalten 
vorwerfen, doch wurde die Studie quali-
tativ als mangelhaft beurteilt. Man stellte 
fest, dass Mitarbeiter des damaligen Au-
ßen- und Integrationsministers Sebastian 
Kurz mehrere Passagen zugespitzt und ver-
ändert hatten. Unter anderem auch inhalt-
liche Einschätzungen, die vorherrschende 
Stereotype gegenüber MuslimInnen bestäti-
gen. Für die Feindbildpolitik im Wahlkampf 
war das ein gefundenes Fressen. Das sieht 
auch Jürgen Czernohorszky (SPÖ) so, der 
seit 2017 amtsführender Wiener Stadtrat für 
Bildung und Integration ist. Czernohorsz-
ky sagt, viele Aussagen aus der Studie sei-
en von Schwarz-Blau für eine „sehr polemi-
sche Diskussion missbraucht“ worden. Die 
Ergebnisse der von der Stadt Wien 2017 
veröffentlichten Studie („Pluralität in Wie-
ner Kindergärten“) lesen sich deutlich an-
ders. Der Blick ist differenzierter, der Be-
fund nüchterner. Stadtrat Czernohorszky 
beteuert, durch verstärkte Kontrollen und 
strengeren Auflagen wolle man die schwar-
zen Schafe im Bereich der Wiener Kinder-
gärten finden – flächendeckend, nicht nur 
im privaten und islamischen Bereich. 

Über „salafistische Tendenzen“ ließ sich seit 
der Pilotstudie indes wenig eruieren. Studien 
der Stadt Wien und auch mehrere Lokalre-
porte wie „Inside Islamkindergärten – Eine 
Undercover Reportage“ der Zeitschrift Bi-
ber fanden keine Indizien für extremistische 
Handlungen. Sara H. betont, dass in der Pra-
xis vielmehr Interreligiosität wichtig sei. Ne-
ben islamischen Feiertagen würden ebenso 
Feste wie Weihnachten und Ostern thema-
tisiert, zumal auch viele nichtmuslimische 
Kinder den Kindergarten besuchen. „Die-
se Kinder wachsen mit der Selbstverständ-
lichkeit auf, dass eine Kindergartentante 
Kopftuch trägt und wir alle gemeinsam das 
Zuckerfest oder den Advent feiern.“ Inter-
kulturelle Kompetenz ist auch aus Sicht der 
Stadt Wien immer stärker gefragt. Sie ließ 
einen Religionsleitfaden für alle konfessio-
nellen Betreuungseinrichtungen erarbeiten. 
Jürgen Czernohorszky möchte speziell für 
den Raum Wien an Bildungseinrichtungen 
einen Schwerpunkt in der interkulturellen 
Kompetenz setzen. Das soll vom „Ausbau 
der Schulungen im Bereich Sprachförderung 
bis zu neuen Materialien zum Thema Spra-
che in den Kindergärten“ gehen. Mit den 
verschiedenen Religionsgemeinschaften soll 
verstärkt zusammengearbeitet werden. Auch 
die Islamische Glaubensgemeinschaft in Ös-
terreich (IGGÖ) sei dabei, religionspädago-
gische Konzepte für Kindergärten zu entwi-
ckeln. Ex-Präsident Ibrahim Olgun wurde 
beauftragt, einen Kriterienkatalog zu erstel-
len, eine Anleitung darüber, wie der Islam 
im Kindergarten thematisiert wird. Kinder-
gartenbetreiberin Sara H. sieht das mit ge-
mischten Gefühlen. Sie sieht religiöse Erzie-
hung immer noch in der Verantwortung der 
Eltern. Was man im Kindergarten tun kön-
ne, sei, bestimmte islamische Themen päd-
agogisch so aufzuarbeiten, dass Kleinkinder 
sie spielerisch verstehen können, etwa pro-
phetische Geschichten. „Mehr können Kin-önnen Kin-nnen Kin-
der zwischen drei und sechs Jahren auch 
nicht aufnehmen.“ Auch sei es schwer, ei-
nen inhaltlichen Konsens zu finden, mit 
dem die Eltern zufrieden sind, zumal jede 
Familie ihren Glauben anders lebt. Sara H. 
ist sich der großen Aufgabe, die ihre Päd-
agoginnen im täglichen Betrieb leisten je-
denfalls bewusst. Sie sieht eine Fehlerkul-
tur bei der Stadt Wien  entstehen und zeigt 
sich über die Zusammenarbeit dieser zufrie-
den. „Transparenz in solchen Zeiten“ sei sehr 
wichtig, insofern begrüße sie es, wenn diffe-
renziert und offen über Probleme in der Bil-
dungspolitik gesprochen wird.

SPÖ-Stadtrat Jürgen Czernohorszky: plant 
Schwerpunkt in interkultureller Kompetenz.

Ednan Aslan: Seine Studie polarisierte, die 
Stadt Wien klagte. 

„Studie Aslans wurde von 
Schwarz-Blau für eine 

polemische Diskussion miß-
braucht.“ J. Czernohorszky.
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„Das wichtigste war für mich, die Fakten sehen zu können. Ich wollte mich an niemandem rächen.“

ZIVILCOURAGE

Es geht um die Systeme
Die ehemalige ÖSV-Schirennläuferin Nicola Werdenigg ging vor zwei Jahren an die 

Öffentlichkeit und berichtete, wie sie mit 16 Jahren vergewaltigt wurde. Der ÖSV 

blockte ab, drohte mit Klage. Ein Gespräch über männliche Machtnetzwerke, Solidarität 

und Sportpatriotismus. Werdenigg wurde – gemeinsam mit MAIZ – von 

SOS Mitmensch mit dem Ute-Bock-Preis für Zivilcourage 2019 ausgezeichnet. 

INTERVIEW: BARBARA KAUFMANN 

FOTOS: KARIN WASNER

Vor etwas mehr als 500 Tagen sind Sie mit 
Ihrer Geschichte an die Öffentlichkeit ge-
gangen. Wie bereitet man sich auf so ei-
nen Augenblick vor? 
Die wichtigste Vorbereitung war, dass ich 
meine Vergewaltigung schon gut 20 Jah-
re vorher verarbeitet hatte. Ich bin nicht 
mehr Opfer gewesen. Ich war auch nicht 
mehr schwer betroffen, sondern ich nenne 
es gerne „die reife Betroffenheit.“ Mir ist et-
was passiert und ich musste damit umge-
hen. Ich habe keine Wut mehr. Ich kann da-
rüber reden und ich muss darüber reden, 
weil ich weiß, dass es anderen ähnlich geht. 
Die sind wütend, verletzt, traurig, trauma-

tisiert. Ich gehe diesen Schritt auch für sie. 
Natürlich habe ich auch eine lange Psycho-
therapie gemacht. Dann war da auch mein 
Mann, dem ich mich anvertraut hab und 
meine Kinder, die Verständnis für mich 
hatten. Das wichtigste war für mich, die 
Fakten sehen zu können. Ich wollte mich 
an niemandem rächen. 

Wie waren die Reaktionen im privaten 
Bereich, etwa von ehemaligen Kollegin-
nen?  
Es gibt viele Sportlerinnen, auch aus mei-
ner Generation, die sich noch immer stark 
über ihre sportliche Karriere definieren. 
Dort habe ich eine starke Skepsis erlebt, 
die bis heute besteht. Dann gibt es Gleich-

Es ist interessant, wie mich 
Menschen auf der Straße 

ansprechen. Sie sagen: 
Danke. Ich stehe hinter Ihnen.
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altrige, die andere Berufe gewählt haben 
nach dem Schifahren. Da erlebe ich sehr 
viel Rückhalt und Zuspruch. Das liegt in 
der Natur der Sache. Ich habe die Reakti-
onen aber nie persönlich genommen, das 
tue ich bis heute nicht. Ich interessiere mich 
eher für die soziologische Ebene. 

Die da wäre? 
Dass das einfach Systeme sind mit totalen 
Tendenzen. Das ist im Sport so. Das ist in 
der darstellenden Kunst so, wo es körper-
liche Prioritäten gibt, wo der Körper das 
Instrument ist, das Werkzeug. Diese Hie-
rarchien sind männerdominiert. Da haben 
Frauen nur ganz ganz selten das Sagen. Im 
Schiverband gibt’s zwei, drei Quotenfrau-
en unter 50 Männern. Das sind Strukturen, 
die in anderen Bereichen schon hinterfragt 
werden. Im Sport und in der Kunst sind sie 
noch da. 

Woran liegt das? 
Daran, dass wir es mit Netzwerken zu tun 
haben, die ihre Macht gefunden haben und 
diese Macht erhalten wollen. Und wie kann 
man Macht erhalten? Das geht über sexuelle 

U-Bahn, und sagte zu mir: „Warum erst 
jetzt?“ Das ist ja die Standardfrage. Ich 
konnte ihm dann erklären, dass es nicht 
Rache war. Und er hat es verstanden. 

Welche Rolle spielen denn Vergeltung 
und Rache für Sie?
Mir wird das natürlich alles unterstellt. Ver-
geltung, Neid auf erfolgreichere Athletin-
nen, Geltungssucht. Dass es mir um mate-
rielle Vorteile geht, warum auch immer, das 
Gegenteil ist der Fall. Wer mir so etwas un-
terstellt, der wird selbst nicht von solchen 
Gefühlen frei sein. 

Wozu raten Sie anderen Betroffenen, 
wenn sie ihre Erlebnisse öffentlich ma-
chen wollen?  
Inneren Frieden mit sich zu schließen. Sich 
selbst keine Schuld mehr zu geben. Zu sa-
gen, es ist etwas Schlimmes passiert, aber 
ich achte zuerst darauf, dass es mir gut geht. 
Ich halte es beinahe für unmöglich, dass 
man das ohne Therapie schafft. Zu sagen, 
das mache ich mit mir selbst aus, ist nicht 
zielführend. Mir hat es sehr geholfen. Ich 
rede auch immer wieder mit einem Psycho-

Komponenten, das geht über Geld, über An-
erkennung und Ruhm bis hin zur Gewalt. 

Wie ist das, wenn man sich als Einzelne 
gegen so eine Machtstruktur stellt? 
Ich hab nie das Gefühl gehabt, dass ich al-
lein dastehe. Ich habe so eine großartige 
Familie. Ich hatte einige sehr gute Freun-

de zu dem Zeitpunkt und ich habe einige 
sehr gute Freunde durch den Schritt dazu 
gewonnen. Ich bin nicht allein. 

Wie begegnen Ihnen Menschen in der Öf-
fentlichkeit?  
Es ist interessant, wie mich wildfremde 
Menschen auf der Straße, in der U-Bahn, 
im Lebensmittelgeschäft ansprechen. Sie sa-
gen: “Danke, dass Sie das gemacht haben. 
Ich finde das toll. Ich stehe hinter Ihnen.“ 
Ganz am Anfang ist einmal ein Mann auf 
mich zugekommen, ein alter Mann in der 

Ich vergleiche das immer mit 
der katholischen Kirche. 

Dort ist aber wenigstens das 
Oberhaupt reformwillig. 

N. Werdenigg über den ÖSV und die Sportbranche: „Diese Hierarchien sind männerdominiert. Da haben Frauen nur ganz selten das Sagen.“
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logen, dem ich sehr vertraue. Damit mir 
meine Perspektive erhalten bleibt, damit in 
mir kein Hass aufkommt. 

Wie hat sich der ÖSV Ihnen gegenüber 
verhalten? 
Das war eigenartig. Zuerst wurde mir über 
die Medien ausgerichtet, dass ich verklagt 
werde. Dann ist zurückgerudert worden. 
Ich bin schriftlich kontaktiert worden. Ich 
möge mich beim ÖSV einfinden und alle 
Namen auf den Tisch legen. Das hab ich 
aber für den falschen Weg gehalten. Ich 
wollte sie lieber bei der Staatsanwaltschaft 
und der Polizei hinterlegen. Dann hat Prä-
sident Schröcksnadel über einige sehr per-
sönliche Kanäle versucht, mit mir ins Ge-
spräch zu kommen. Er hat mich nicht selbst 
angerufen. Ich bin sehr leicht erreichbar. Er 
wollte von mir angerufen werden. Das habe 
ich aber nicht gemacht. 

Wie stehen Sie zu Peter Schröcksnadel? 
Egal in welchen Institutionen oder Fir-
menkonstellationen Männer so lange an 
der Macht sind, dass sie sich wirklich auch 
intern diese Hausmacht so abgesichert ha-
ben, ist es immer problematisch. Ich glau-
be, dass Menschen, die so viel Macht ha-
ben wollen und das möglicherweise für 
ihr Inneres brauchen, wahnsinnig schwer 
mit Kritik umgehen können. Ich verglei-
che das immer mit der katholischen Kir-
che. Da ist aber wenigstens das Oberhaupt 
der Kirche reformwillig und aufgeschlos-
sen. Beim Schiverband ist es eher umge-
kehrt. Da darf nichts nach außen dringen.

Was halten Sie von der Kommission, die 
der ÖSV eingesetzt hat? 
Zwei Dinge habe ich von Vornherein nicht 
gut gefunden. Erstens, dass eine Institution 
sich selbst eine Überwachungskommission 
bestellt, um etwas in den eigenen Reihen 
aufzuklären. Zweitens: Frau Klasnic war ei-
nerseits die Leiterin der Kommission, aber 
gleichzeitig auch Ansprechperson der Mel-
dehotline. Melden und untersuchen in ei-
ner Person? Unabhängig wie man zur Per-
son Klasnic steht, ist das vom Prozedere her 
unprofessionell. Man kann auch nicht auf 
einem privaten Handy eine offizielle Mel-
dehotline einrichten. Das ist dilettantisch. 

Wie bewerten Sie die Ergebnisse der 
Kommission? 
Ich habe für mich selbst akribisch jene 
Fälle dokumentiert, die sich bei mir ge-

meldet haben. Es gab dann im Juni 2018 
diese Pressekonferenz. Jetzt wusste ich na-
türlich von ganz anderen Zahlen, von an-
deren Geschichten und Hintergründen. So 
wie in dem Fall der oberösterreichischen 
Athletin, die ihren Langlauftrainer schwer 
belastet hat, sind Meldung offenbar unter 
den Teppich gekehrt worden. Sie hat sich 
im Dezember 2017 bei der Meldestelle ge-
meldet. Und es ist nichts passiert. Ich habe 
mich bis jetzt nie zur Vorgehensweise die-
ser Kommission geäußert, aber Meldungen 
unter den Teppich zu kehren, das spricht 
für sich. 

 Wie ist Ihr Befund vom ÖSV? 
Man darf den ÖSV nicht isoliert betrach-
ten. Das ganze System Sport ist schuld. 
Die nationale Identität hängt in Österreich 
am Schifahren. Viel Wirtschaft, viel politi-
scher Glanz hängen am Schifahren. Wenn 
sich dann die Minister im Zielraum von 
Kitzbühel und Schladming neben die Schi-
Heroen stellen, diese Form 
von Sportpatriotismus ist eigentlich nichts 
Gesundes, sondern kittet etwas, wo es 
krankhafte Wunden und Risse im nationa-
len Gefüge in der Identität gibt.  

Sie waren in Österreich eine Art Pionie-
rin, was #MeToo betrifft. Fo

to
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Also ich war sicher nicht die Erste, die über 
Missbrauch gesprochen hat. Ich war nur die 
Erste, die wirklich gehört wurde, weil es um 
einen prominenten Sport gegangen ist. Be-
troffene sprechen schon lange darüber, sie 
bekommen nur wenig Gehör. Im Judo, im 
Schwimmen gab es immer wieder Berich-
te, aber sie gingen unter. Es war eher eine 
glückliche Fügung, dass genau in dieser 
Zeit, in der ich an die Öffentlichkeit gegan-
gen bin, #MeToo zu einer Bewegung wur-
de. Das hätte ich nicht planen können. Was 
mich am meisten freut, ist, dass es jetzt im-
mer mehr werden, die darüber reden kön-
nen, was ihnen angetan wurde.  

Bei Vorwürfen gegen Verstorbene wie 
etwa Toni Sailer wird immer argumen-
tiert, dass sich Tote nicht mehr wehren 
können. Was sagen Sie dazu? 
Es geht nicht um die Toten. Es geht um die 
Systeme, die das gedeckt haben, was sie ge-
tan haben und es immer noch decken und 
ermöglichen. Im Fall Sailer haben Politik, 
Wirtschaft und Sport zusammengespielt, 
um alles zu vertuschen. Man hat Toni Sail-
er auch der Möglichkeit beraubt, in ein or-
dentliches Verfahren zu gehen. Möglich-
erweise hätte es ihm und ganz sicher den 
Betroffenen sehr geholfen. 

Würden Sie alles noch einmal so machen, 
wie in den letzten 500 Tagen? 
Mir geht es sehr gut. Und ja, ich würde alles 
wieder genauso machen. Ich glaube, es war 
gut so.

Dass #MeToo zu einer 
Bewegung wurde, als ich an  
die Öffentlichkeit ging, war 

eine glückliche Fügung.

Ute-Bock-Preis für Zivilcourage 2019, Verleihung im Wiener Rathaus.
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Sie haben Max Schrems gegen Facebook 
vertreten, setzen sich für ein faires Asyl-
recht, für Klimaschutz und Sterbehilfe 
ein. Was ist Ihr Antrieb?
Mandate wie für Max Schrems oder die 3. 
Piste sind Teil meines Berufsverständnis-
ses. Ich habe mir die Aufgabe auferlegt, 
meine Möglichkeit als Anwalt, das Recht 
mit zu entwickeln, tatsächlich zu nutzen. 
Ich möchte einen Beitrag zur Gesellschaft 
leisten. Das ist in Österreich leichter als in 
anderen Ländern, wo Anwälte für ihren 
Einsatz für Menschenrechte im Gefängnis 
sitzen oder ermordet werden. Es ist mir 
aber auch in die Wiege gelegt: Mein Vater 
und mein Großvater waren Anwälte. 

Wo sehen Sie Grundrechte in Bedräng-
nis?
Ich habe den Eindruck, dass Rechte, die 
über viele Jahrzehnte blutig erkämpft wur-
den, jetzt sehr schnell erodieren. Unsere 
Schönwetterdemokratie seit dem Zweiten 
Weltkrieg erweist sich nun, da sie durch 
Populisten unter Druck kommt, leider als 
nicht so stark wie angenommen. Das fängt 
bei Umweltschutz an und reicht bis zum 
Sozialbereich, wo man in Grundrechte von 
marginalisierten Gruppen eingreift. Das ist 
ein schlimmer Marker, der einen Rückbau 
von Demokratie und Menschenrechten an-
zeigt. Dieser Trend ist nicht nur in Ungarn 
und Polen erkennbar, sondern leider auch 
in Österreich.

Auf welche demokratischen Institutionen 
kann man sich in Österreich verlassen?
Ich sehe bei allen drei Gewalten, der Le-
gislative, der Exekutive und der Judikatur 
Probleme. Wir haben in Österreich einen 
schwachen Parlamentarismus. Es herrscht 
Klubzwang, die Fraktionen setzen die Vor-
gaben der Regierung ohne Widerspruch 
um. Die Gesetzgebung wäre stärker, wür-
den die Abgeordneten freier entscheiden. 
Bei der Vollziehung in den Behörden habe 
ich den Eindruck, dass vorauseilender Ge-
horsam gegenüber der Regierung herrscht. 

Man braucht sich nur so manche Bescheide 
der Asylbehörden ansehen. In der Recht-
sprechung haben wir eine offenkundige 
politische Besetzung bis zu den Höchst-
gerichten. Die FPÖ hatte ganz offen ih-
ren Anspruch auf einen Verfassungsrich-
ter auch in die Medien getragen. Das sehen 
wir in der Nationalbank genauso wie in der 
Hofreitschule. 

Zu den einzelnen Projekten: Wird die 
Dritte Piste am Flughafen nun noch ge-
baut?
Ich habe die Hoffnung, dass wir dieses Pro-
jekt wirklich zu Fall bringen. Mir ist aber 

MENSCHENRECHTE 

Ich möchte einen Beitrag leisten
Der Wiener Anwalt Wolfram Proksch engagiert sich vielfältig. Seine Arbeit reicht von 

Facebook über die 3. Piste und Klimaschutz bis zu Sterbehilfe. Den schwachen Parlamentaris-

mus in Österreich hält er aktuell für ein Problem. 

INTERVIEW: EVA MARIA BACHINGER

FOTOS: KARIN WASNER

Bei der Vollziehung in den 
Behörden habe ich den 

Eindruck, dass vorauseilender 
Gehorsam herrscht.

bewusst, dass es ein starkes politisches In-
teresse gibt, sie zu bauen. Es geht hier nicht 
nur um die Frage des Klimaschutzes oder 
um die Beeinträchtigung der unmittelbar 
betroffenen Bevölkerung. Ein Projekt kann 
ja nur dann verwirklicht werden, wenn 
ein überwiegendes öffentliches Interesse 
besteht. Das öffentliche Interesse wird in 
diesem Fall aber kaum diskutiert. Entge-
gen den Behauptungen des Flughafens ha-
ben wir einen Rückgang an Flugbewegun-
gen: von 266.000 im Jahr 2008 auf 225.000 
im Jahr 2017; im Jahr 2018 gab es einen 
leichten Anstieg auf 241.000 – der Trend 
ist aber immer noch fallend bzw. stagnie-
rend. Wozu brauchen wir bei diesem gerin-
gen Wachstum einen Ausbau? Sollten wir 
nicht andere Verkehrszweige wie die Bahn 
stärker ausbauen, die Bahntickets weniger 
besteuern? Wir könnten auch fragen, war-
um die Flughäfen von der Grundsteuer be-
freit sind? Dazu kommt die wohl nur euro-
päisch zu lösende „Quersubventionierung“ 
des Flugverkehrs durch eine Mineralölsteu-
erbefreiung von Kerosin und eine Umsatz-
steuerbefreiung der Flugtickets. Wem nützt 
es tatsächlich, wenn der Flughafen Wien 
Schwechat ausgebaut wird? Im Grunde 
geht es wohl nur um Transitpassagiere und 
Transit-Cargo. Das ist aber nicht im öffentli-
chen Interesse, denn das dient vor allem den 
Großaktionären des australischen Pensions-
fonds, der am Flughafen beteiligt ist, nicht 
aber dem Bund oder der Stadt Wien. Wir 
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unvollständig und grob mangelhaft war, 
musste mehrmals nachgereicht werden. 
2012 kam es zum ersten Bescheid mit 400 
Seiten, wo mit einer einzigen Zeile auf die 
inhaltliche Kritik der Anrainer eingegan-
gen wurde, aber all ihre Namen und Ad-
ressen aufgelistet wurden. Dagegen haben 
wir Beschwerde erhoben, die so lange lie-
genblieb, dass der Umweltsenat nicht mehr 
zuständig war. Erst 2015 kam es zu einer 
Verhandlung vor dem neu geschaffenen 
Bundesverwaltungsgericht. Eine Entschei-
dung dauerte wieder bis 2017. Den betrof-
fenen Anrainern einen Vorwurf zu machen 
ist absurd. 

Sie planen eine Staatshaftungsklage in 
Bezug auf Klimaschutz. Was kann man 
sich darunter vorstellen?
Da geht es um eine Klimaschutzklage gegen 
die Republik Österreich beim VfGH. Öster-
reich ist sehr nachlässig, die völkerrechtli-
chen Verpflichtungen einzuhalten. Wir lie-
gen bei den CO2-Emssionen weit über dem 
EU-Schnitt, wir erreichen die vereinbar-
ten Ziele nicht. Die Klimaschutzstrategie 
der Bundesregierung ist zahnlos und wird 
auch noch mit kontraproduktiven Plänen 
wie 140 Km/h auf der Autobahn ergänzt. 

Es gibt Beispiele für solche Prozesse in der 
EU, insbesondere in den Niederlanden. Das 
Land wurde gerichtlich dazu verpflichtet, 
einen ehrgeizigeren Plan für Klimaschutz 
vorzulegen. Das ist beachtlich, denn die Re-
gierung hat das tatsächlich auch gemacht.

Sie bringen nun auch eine Verfassungs-
klage gegen das Verbot der Sterbehilfe 
ein. Warum ist Ihnen das ein Anliegen? 
Österreich fehlt seit Jahren ein ernstzuneh-
mender Diskurs über Sterbehilfe und Sui-
zid. Wir haben eine sehr hohe Zahl an Su-
izidversuchen, bis zu 40.000 pro Jahr. Das 
ist ein Zeichen dafür, dass gesellschaftlich 
ein hoher Druck vorhanden ist, der multip-
le Ursachen haben kann. Wir haben darüber 
hinaus eine mangelhafte Suizidprävention. 
Wenn jemand ernsthafte Suizidgedanken 
gegenüber seinem Arzt äußert, wird der 
Betroffene rasch ins Spital eingewiesen. 
Das hält aber viele davon ab, offen darüber 
zu sprechen. Ein ganz anderes nicht min-
der tragisches Thema ist: Wieso schaffen wir 

haben jedenfalls den Verwaltungsgerichts-
hof ersucht, die Sache direkt dem Europä-
ischen Gerichtshof in Luxemburg vorzule-
gen. Wir bereiten auch eine Beschwerde bei 
der EU-Kommission vor. 

Es sollen nun die Verfahren im Sinne der 
Standortsicherung beschleunigt werden. 
Ziehen Sie und andere Anwälte alles in 
die Länge?
Die Anrainer werden immer wieder als 
Querulanten dargestellt, sie würden für lan-
ge Verfahren sorgen. Doch das ist nicht der 
Fall: 2007 wurde das Projekt vom Flugha-
fen Wien eingereicht. Da die Einreichung 

Österreich fehlt seit Jahren ein 
ernstzunehmender Diskurs

über Sterbehilfe
und Suizid.

Tausendsassa: Proksch ist Anwalt in der Wiener Kanzlei Ethos-Legal. Schon im Namen will er 
vermitteln, dass es ihm in seiner Arbeit um eine ethische Haltung geht. Der umtriebige Anwalt 
war auch Gründungsmitglied der Neos.
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zid, der an sich nicht mehr strafbar ist? Das 
ist strafrechtlich inkonsequent. Ich vertrete 
derzeit drei Antragsteller, die für sich die-
se Möglichkeit beanspruchen, sowie einen 
Arzt. Es geht um das Recht auf selbstbe-
stimmtes, würdiges Sterben. Das ist der 
menschenrechtliche Ansatzpunkt, mit dem 
wir das Verfahren führen.    

Kritiker der Sterbehilfe sehen das anders: 
Sie fordern mehr Hospizeinrichtungen, 
um würdige Sterbebegleitung zu ermög-
lichen.
Menschen, die in der Sterbebegleitung tätig 
sind, leisten tagtäglich einen gewaltigen Job. 
Es bleibt aber ein Teil von Betroffenen, die 
sagen, bevor sie in eine totale Pflegesituati-

on kommen oder unerträgliche Schmerzen 
haben, möchten sie sich das Leben nehmen. 
Das sind jene, die sich um eine Zulassung 
in der Schweiz bemühen. Da wird ein auf-
wändiges Prüfverfahren durchgeführt, mit 
medizinischen, psychiatrischen Gutach-
ten. Mich ärgert die verkürzte Argumenta-
tion der Gegner von Sterbehilfevereinen, da 
gehe es nur ums Geschäft. Das ignoriert die 
Wünsche, die ja von den Betroffenen selbst 

es nicht, einen offenen Diskurs darüber zu 
führen, dass sich voll geschäftsfähige Perso-
nen, die sich aus ihrer Sicht in einer uner-
träglichen Situation befinden, nur dann das 
Leben nehmen können, wenn sie es wirk-
lich selbst tun, auf problematische, oft blu-
tige Art und Weise, und nicht einen Arzt um 
Hilfe bitten dürfen?

Für diese Klage brauchen Sie Betroffene. 
Welche Rolle spielt dabei Ihr Aufragge-
ber, der Schweizer Sterbehilfeverein dig-
nitas?
Dem Gründer von dignitas, Ludwig Mi-
nelli geht es um die Sache, darum, dass der 
Staat nicht vorzuschreiben hat wie jemand 
sein Lebensende sieht und dass er leiden 
muss. Er hält das für menschenrechts- und 
verfassungswidrig. Vor mehr als zwei Jah-
ren habe ich die Anfrage von dignitas be-
kommen, ob ich bereit wäre, die betreffen-
den strafrechtlichen Paragrafen 77 und 78 
verfassungsrechtlich zu einer Prüfung zu 
bringen. Das geht in Österreich tatsächlich 
nur über Individualanträge von Betroffe-
nen. Nun könnte man sagen, derjenige, der 
selbst von einer schweren Krankheit betrof-
fen ist, der kann sich ohnehin das Leben 
nehmen, der ist von der Strafbestimmung 
gar nicht adressiert. Die Norm verbietet ja 
nur dem Beitragstäter die Tat. Das ist ein 
Widerspruch in sich, denn wieso bestra-
fe ich einen Beitrag zu einer Tat, zum Sui-

kommen. In Deutschland darf Sterbehil-
fe zwar nicht „organisiert“ angeboten wer-
den, ist aber zumindest unter bestimmten 
Voraussetzungen zulässig. Die Bioethikkom-
mission und die überwiegende Mehrheit der 
Ärzte in dem Bereich sprechen sich dafür 
aus, Erwachsenen das Recht einzuräumen, 
sich bei Erkrankungen, die unheilbar sind, 
unerträgliche Schmerzen verursachen und 
unausweichlich zum Tod führen, mit ärzt-
licher Hilfe das Leben nehmen zu können. 

In der Schweiz gibt es den Fall eines 
Strafgefangenen, der mit ärztlicher Hilfe 
sterben will. Oder die Beihilfe bei schwer-
kranken Kindern in Belgien. Führt das 
nicht in eine problematische Richtung?
Über all diese Fälle muss diskutiert werden. 
Was ist der Unterschied, wenn jemand mit 
17 Jahren an einem unheilbaren Karzinom 
leidet oder mit 18? Muss er dann noch ein 
Jahr warten bis er sterben darf? Auch Straf-
gefangene haben ein Recht auf ein würde-
volles Streben. 

Wir sind eine alternde Gesellschaft, die 
Kosten steigen. Entsteht durch solche Re-
gelungen für Einzelfälle nicht Druck auf 
alte und kranke Menschen?
Dieser Vorwurf wird immer wieder erho-
ben. Ich kenn keinen einzigen Fall, bei dem 
es Angehörigen oder Behörden gelungen 
wäre, nachzuweisen, dass ein Betroffener 
gedrängt wurde, sich das Leben mit Hilfe 
zu nehmen, um seine Angehörigen und den 
Staat zu entlasten.

Ist das nicht ein subtiler Druck? Viele alte 
Menschen fühlen sich jetzt schon als Be-
lastung.  
Ich halte es für ein verlogenes Argument, 
denn es gibt viele alte Menschen, die ster-
ben wollen und das Gefühl haben, der lie-
be Herrgott hat sie vergessen. Sie beklagen, 
dass sie gegen ihren Willen medizinisch 
künstlich am Leben erhalten werden. Wir 
haben sehr gute Pflege- und Altersheime, 
dennoch finden viele Menschen das un-
erträglich. Geplant ist nun, dass die Pflege 
vermehrt zuhause stattfinden soll. Das ist 
aber kaum machbar, auch finanziell nicht. 
Großfamilien existieren nicht mehr, viele 
Menschen sind am Ende ihres Lebens ver-
einsamt. Selbstverständlich soll nieman-
dem das Sterben nahegelegt werden, aber 
der Staat soll es auch niemandem verbie-
ten, der aus nachvollziehbaren Gründen 
um Sterbehilfe bittet. 

„Wir haben sehr gute Pflege- und Altersheime, dennoch finden viele 
Menschen das unerträglich.“  W. Proksch

Wieso bestrafe ich einen 
Beitrag zu einer Tat, zum 
Suizid, der an sich nicht 

mehr strafbar ist?
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Berater Z. Dordevic, Leiterin A. Eraslan Weninger. „Die Aufhebensquote des Bundesverwaltungs-
gerichts von Asyl-Bescheiden liegt bei 42 Prozent. Das ist eine völlig inakzeptable Fehlerquote.“

PERSPEKTIVEN

„Wir wünschen uns  
Integration ab Tag eins“
Die Zahl der Aberkennungsverfahren hat unter Schwarz-Blau zugenommen, erzählt  

Andrea Eraslan-Weninger vom Integrationshaus Wien. Das sorgt für Unsicherheit und  

mangelnde Perspektiven. Ein Lokalaugenschein.

REPORTAGE UND FOTOS: FLORIAN BAYER 

N arges ist 18 Jahre alt und im Jahr 
2016 aus Afghanistan nach Öster-
reich gekommen. Sie ist froh, denn 

sie hat heute die Zusage für eine Lehrstel-
le als Frisörin bekommen. Das hat sie den 
meisten ihrer knapp 40 KollegInnen voraus, 
mit denen sie den JAWANext10Kurs im Inte-
grationshaus Wien besucht. JAWA steht für 
„Jugendliche auf dem Weg in die Arbeits-
welt“ und hilft jungen Asylberechtigten, 
subsidiär Schutzberechtigten und Migran-
tInnen im Alter von 16 bis 21 Jahren auf ih-
rem Weg ins Arbeitsleben. Sie werden bei 
ihrer Suche nach einer Lehrstelle oder einer 
Ausbildung unterstützt, und das seit 13 Jah-
ren. Der aktuelle Kurs läuft seit Mitte Jänner 
und beinhaltet u.a. Sprachförderung, Ma-
thematik, EDV und Kommunikation. 
Geübt wird auch, wie man Lebensläufe ver-
fasst oder Jobinterviews führt. Und so gibt 
es im Laufe des Kursjahres immer wieder 
neue Gesichter, was im Sinne der Erfinder 
ist: Der Kurs (32 Wochenstunden) ist mit 
begleitender individueller Betreuung und 
Mentoring extra so angelegt, dass man wäh-
rend des Jahres einsteigen kann. Das zahlt 
sich aus: Die große Mehrheit der Jugendli-
chen kann innerhalb weniger Monate wei-
tervermittelt werden. 
Die KursteilnehmerInnen sind bei unserem 
Besuch etwas schüchtern, sprechen aber gut 
Deutsch. Die meisten kommen aus Afgha-
nistan, dem Irak und Syrien, aber auch die 
16-Jährige Ana aus Serbien, ihr Wunsch-
beruf ist Hotelfachfrau, oder die 19-jährige 
Mulki aus Somalia treffen wir in der Gruppe. 

Mulki würde gerne zahnärztliche Fachassis-
tentin oder pharmazeutisch-kaufmännische 
Assistentin werden. Bis dahin dauert es wohl 
noch, doch sie ist auf einem guten Weg.

Zunehmend negative Asylanträge 
Das Integrationshaus befindet sich in ei-
nem unscheinbaren Gebäude im Nord-
bahnviertel im Zweiten Wiener Ge-
meindebezirk. Flüchtlingen, die in der 
Grundversorgung Wien (GVS) sind, wird 

hier Unterstützung angeboten. Das reicht 
vom Wohnen über den Kontakt mit Äm-
tern und Behörden bis hin zur Unterstüt-
zung bei der Arbeitssuche. Auch psychoso-
ziale Hilfe ist ein Thema: „Neben Traumata 
durch die Flucht ist es vor allem die Angst 
vor einem negativen Asylbescheid oder ei-
nem Verschwinden der Lebensgrundlage, 
die den Menschen immer mehr Sorgen be-
reiten“, sagt Zelimir Dordevic, psychosozi-
aler Berater in der Psychosozialen Bera-
tungsstelle des Integrationshauses. 
Im vergangenen Jahr wurden Asylanträge 
zunehmend negativ beurteilt, auch bereits 
bestehende Aufenthaltstitel wurden wieder 
aufgehoben. Begründet haben das die Be-

Kursangebote: Die meisten 
Jugendlichen können

innerhalb weniger Monate 
weitervermittelt werden.
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hörden etwa damit, das sich die Umstän-
de, aufgrund derer ein subsidiärer Schutz 
ausgesprochen wurde, im Herkunftsland 
geändert haben. Mittlerweile dürfen subsi-
diär Schutzberechtigte selbst bei anhalten-
den schweren Krankheiten zum Teil nicht 
mehr in Österreich bleiben, berichtet Dor-
devic aus seiner Erfahrung.

Inakzeptable Fehlerquote
„Es ist viel schwieriger geworden, Asyl zu 
bekommen und es auch zu behalten. Vor 
allem bei Afghanen gibt es viele negative 
Asylbescheide und Aberkennungsverfah-
ren“, erzählt auch Andrea Eraslan-Wenin-
ger, Geschäftsführerin des Integrationshaus. 
„Die Aufhebensquote des Bundesverwal-
tungsgerichts von Bescheiden in Asylan-
gelegenheiten liegt bei 42 Prozent. Das 
ist eine völlig inakzeptable Fehlerquote in 
erster Instanz“, kritisiert Eraslan-Wenin-
ger. Sie verweist auch auf die vielen Blei-
berechtsfälle, bei denen inhaltlich oft voll-
kommen willkürlich entschieden würde. 
Ein Problem sei auch weiterhin, dass Men-

schen nach Afghanistan abgeschoben wer-
den, obwohl dieses Land, das immer wie-
der durch Attentate und Kriegshandlungen 
in die Schlagzeilen kommt, nach wie vor 
nicht sicher ist. 
Wie aber stellt sich die Situation für Asyl-
werbende in Österreich dar? Ein wesent-
liches Hindernis sei der fehlende Zugang 
zum Arbeitsmarkt, obwohl eine EU-Richt-
linie einen effektiven Arbeitsmarktzugang 
vorsieht. „Andere Länder wie etwa Deutsch-
land haben ihren Arbeitsmarkt entspre-
chend geöffnet und gute Erfahrungen ge-
macht. In Österreich hingegen wurde der 
Erlass, dass Jugendliche und junge Erwach-
sene unter 25 Jahren in Mangelberufen ar-
beiten dürfen, gekippt“, sagt Eraslan-We-
ninger. Sie berichtet von Fällen, in denen 
bestens integrierte Lehrlinge direkt aus den 
Betrieben abgeschoben wurden. Das Ergeb-
nis ist ein Vertrauensverlust bei den Men-
schen, sie verlieren die Perspektive.

Rekord bei Aberkennungsverfahren
Gibt es rechtliche Probleme, dann hilft die 
Rechtsberatung des Integrationshauses. 
Zwei Juristen unterstützen beim Ausfüllen 
von Dokumenten, beim Aufzeigen von Feh-

würden. Eine unabhängige Rechtsbera-
tung und Vertretung von Betroffenen wäre 
dann nicht mehr möglich. Der Gesetzesent-
wurf von ÖVP/FPÖ hat den Nationalrat be-
reits erfolgreich passiert und liegt nun beim 
Bundesrat. 
Glücklicherweise gebe es eine lebendige Zi-
vilgesellschaft und viele Freiwillige, betont 
Eraslan-Weninger. An den vier Standorten 
des Integrationshauses, alle in Wien-Leo-
poldstadt, helfen zusätzlich zu den 140 Mit-
arbeiterInnen auch 250 Freiwillige mit – als 
Buddies, Trainerinnen und Betreuer. Beson-
ders wertvoll sind eigene Erfahrungen im 
Asylsystem und Sprachkenntnisse, die vie-
le der freiwilligen Helfer und Helferinnen 
mitbringen. Neben Bildung und Beratung 
bietet das Integrationshaus auch Wohnpro-
gramme an, etwa Wohngemeinschaften für 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge zwi-
schen 18 und 25 Jahren. 

lern und im Instanzenzug bei unrechtmäßi-
gen Asylbescheiden, die in letzter Zeit stark 
zugenommen haben. „Über den Köpfen der 
Antragsteller schwebt ein Damoklesschwert 
– es herrscht oft große Unsicherheit, wie es 
mit ihnen weitergeht“, sagt Eraslan-Wenin-
ger. Fast jeder kennt jemanden im näheren 
Umfeld, der oder die von Abschiebung be-
droht ist. Das mache den Menschen Angst. 
Allein im letzten Jahr gab es fast 5.000 Ab-
erkennungsverfahren – das war vor der tür-
kis-blauen Regierung noch nicht so. 
Eine relativ neue Schikane für Hilfsorgani-
sationen ist ein kürzlich von der Regierung 
lanciertes Bundesgesetz, wonach „externe 
Leistungsbringer“ in der Rechts- und Rück-
kehrberatung durch eine staatliche Agentur 
ersetzt werden sollen. Das ist besonders im 
Bereich der Rechtsberatung bedenklich, 
weil die Rechtsberater damit dienstrecht-
lich dem Innenministerium unterstehen 

Eine unabhängige 
Rechtsberatung steht 

in Österreich 
vor dem Ende. 

Das Integrationshaus vermittelt viele Jugendliche: „Andere Länder wie etwa Deutschland haben 
ihren Arbeitsmarkt entsprechend geöffnet und gute Erfahrungen gemacht.“ A. Eraslan-Weninger
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Das Leben schwergemacht
Ein Problem für viele ist die reformier-
te Mindestsicherung bzw. Sozialhilfe, die 
wenige Wochen vor dem Ende der Re-
gierungskoalition beschlossen wurde. 
„Von 365 Euro kann niemand leben. Min-
destsicherung kann man das tatsächlich 
nicht mehr nennen“, ist sich Sozialarbei-
ter Dordevic sicher. Zusätzlich eingeführ-
te Höchstgrenzen und Auflagen, wie etwa 
Deutschkenntnisse mindestens auf B1-Ni-
veau würden in Zukunft vor allem jenen 
das Leben schwermachen, die am meisten 
Unterstützung bei der Integration ins Ar-
beitsleben bräuchten. 
Auch die Finanzierung der Arbeit des Inte-
grationshauses sei ein ständiger Kampf, sagt 
Eraslan-Weninger. Deshalb kann nur auf 
Projektbasis geplant werden. Aufgrund der 
Kürzungen von Bundesmitteln wurde kürz-
lich – nach 20 Jahren – ein Projekt für psy-
chisch kranke Asylwerber gestrichen. Zwar 
erhalte man vom Bildungs-, Frauen- und 
Sozialministerium weiterhin Unterstützung, 
es sei aber insgesamt schwieriger gewor-
den. Größter und wichtigster Fördergeber 
ist nach wie vor der Fonds Soziales Wien, 
mit dem es eine sehr gute Zusammenarbeit 
gäbe. Dennoch ist das Integrationshaus auf 
Spenden angewiesen, die immerhin 15 Pro-
zent des gesamten Etats ausmachen. 
„Insbesondere die letzten anderthalb Jahre 
waren von politisch verursachter Desinte-
gration geprägt und nicht von Integration. 
Die Regierung hat alles unternommen, da-
mit eine Eingliederung in den Arbeitsmarkt 

und Integration nur ja nicht gelingen kann“, 
kritisiert Eraslan-Weninger. Eine der größ-
ten Herausforderungen sei es aber auch, ei-
nen gemeinsamen, konstruktiven EU-Kurs 
zu finden: „Die EU funktioniert leider gut 
wenn es um Abschottung und Ausgrenzung 
geht, aber schlecht bei der Aufnahme von 
Flüchtlingen und fairen Asylverfahren.“
Ihre dringlichsten Wünsche an die heimi-
sche Politik sind eine Verbesserung der 
Standards in der Grundversorgung, eine 

Rückkehr zur Mindestsicherung auf ho-
hem Niveau, leichteren Zugang zum Ar-
beitsmarkt – bei fairer Entlohnung – und 
eine Entschärfung des Asyl- und Frem-
denrechts. In vielen Punkten sei Wien ein 
Vorbild, zumindest innerhalb Österreichs. 
Das wichtigste aber sei eine Abkehr vom 
Rechtsruck und der politisch beförderten 
gesellschaftlichen Entsolidarisierung, so 
Eraslan-Weninger: „Wir wünschen uns, 
dass Flüchtlinge und Migranten ab Tag eins 
integriert werden.“ 

Florian Bayer hat Journalismus & Medienman-
agement, Globalgeschichte und Philosophie in 
Wien studiert. Er ist freier Journalist (u.a. Die 
Furche, zeit.de, profil.at, Südwind) und interessi-
ert sich besonders für Flucht und Asyl, Menschen-
rechte, Europapolitik und Zivilgesellschaft.
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„Von 365 Euro kann niemand 
leben. Das kann man nicht
Mindestsicherung nennen.“ 

Zelimir Dordevic
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Gute Stimmung beim ersten Kurstag im Integrationshaus. 
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POPULÄR GESEHEN SONDERECKE

Was Kinder 
verdienen  
Respekt verdient sich jedes 

Kind, einfach so. Stattdessen 

heißt es fortan: Aufwachsen 

wie im sozialdarwinistischen 

Bewährungscamp.

EINE KOLUMNE VON MARTIN SCHENK

Illustration: Petja Dimitrova

Gehen Sie 
weiter!
Der ehemalige Innenmini-

ster und seine blaue Polizei-

gewerkschaft wollten die öf-

fentliche Kontrolle der Polizei 

einschränken.

UM DIE ECKE GEDACHT MIT  

PHILIPP SONDEREGGER 

Illustration: Petja Dimitrova

Jetzt führen sie wieder Ziffernnoten in 
den ersten Volksschuljahren ein. Es 

gibt Schlimmeres, aber trotzdem: Kinder 
können in diesem Alter noch schwer zwi-
schen sich selbst als Person und der Note 
unterscheiden, was dazu führt, dass der 
Kleine sich selbst als „Nicht Genügend“ 
sieht, nicht seine Rechenleistung. Schü-
lerInnen werden dadurch konditioniert, 
einzig für die Note zu arbeiten. Was sie 
dann als erstes verlieren, ist die Freude 
und noch problematischer fürs Lernen: 
die Neugier. Die Benotung ist dazu noch 
massiv beeinflusst von der sozialen Her-
kunft.
Jetzt führen sie wieder das Sitzenbleiben 
ein. Es gibt Schlimmeres, aber trotzdem: 
Das Sitzenbleiben ist keine gute Maßnah-
me zur Erhöhung des Lernerfolgs sozial 
benachteiligter SchülerInnen. Die Wie-
derholung einer Klasse wird als massi-
ver Misserfolg erlebt. Analysen von Till-
mann und Meier zeigten, dass Leistungen 
von Sitzenbleibern schwächer sind als die 
normal versetzter SchülerInnen. Das Sit-
zenbleiben ist nicht für jede soziale Grup-
pe gleichbedeutend. Es betrifft viel stär-
ker Buben als Mädchen und es wirft vor 
allem Kinder aus Haushalten mit ge-
ringerem sozialen Status aus der Bahn.  
Jetzt kürzen sie die Mindestsicherung bei 
Kindern. Das ist sehr schlimm. Kinder 
werden in unsichere Existenzverhältnis-
se getrieben, was höhere Risiken in der 
Schule für sie bringt. Aus der Bildungsfor-
schung wissen wir, welche Barrieren das 
aufbaut und welche Chancen das nimmt.  

Es macht sich eine Ideologie breit, dass 
man sich Respekt erst verdienen muss. 
Dass Kinder sich Respekt erarbeiten sol-
len. Dass das, was sie wie die Luft zum 
Atmen brauchen, eine Belohnung dar-
stellt. Für Kinder stellt man sich das Auf-
wachsen offensichtlich als ein großes so-
zialdarwinistisches Bewährungscamp 
vor. Nur die Harten kommen durch. 
Doch Kinder sollen gut und angstfrei ler-
nen und Leistungen erbringen können – 
und neugierig bleiben. Nobelpreisträ-
ger James Heckmann weiß, dass Kinder 
gut wachsen können, wenn sie ein wa-
ches Interesse an der Welt entwickeln. 
Den Unterschied macht die Neugier und 
die Weltzugewandtheit: Welt und Leben 
nicht als Überforderung sondern als He-
rausforderung erfahren zu können. Re-
spekt ist kein Verdienst, Respekt ist die 
Voraussetzung. 
Wenn man eine Gruppe verletzlich 
macht, bleibt das nicht ohne Wirkung. 
Wer damit rechnet, als unterlegen zu gel-
ten, bringt schlechtere Leistungen. »Ste-
reotype threat« wird dieser Effekt ge-
nannt, Bedrohung durch Beschämung. 
Umgedreht heißt das, dass die besten 
Entwicklungsvoraussetzungen in einem 
anerkennenden Umfeld zu finden sind, 
wo wir an unseren Erfolg glauben dür-
fen. Wo ich meinem Können traue, dort 
gibt es auch welche, die mir etwas zu-
trauen. Zukunft gibt es, wo wir an unsere 
Fähigkeiten glauben dürfen. Weil andere 
an uns glauben.

Ein „rechtlicher Präzedenzfall” berich-
tet das ORF-Landesstudio Kärnten 

auf seiner Website. Ein Polizist habe sich 
vor Gericht dagegen gewehrt, dass ein 
von ihm kontrollierter Autolenker ein Vi-
deo vom Einsatz per Messenger verbrei-
tet habe. Bei widerrechtlicher Veröffentli-
chung „drohen hohe Strafen“, hieß es, der 
Polizist habe aber „Recht bekommen“, der 
„Beschuldigte“ müsse nun Prozesskosten 
in der Höhe von 6.000 Euro begleichen. 
Den Betrag, den die Freie Exekutivge-
werkschaft vorfinanziert habe. In Poli-
zeikreisen wurde bereits mit Genugtuung 
auf diese Trendwende in der Rechtspre-
chung reagiert. 
Doch die Geschichte nimmt eine Wen-
dung. Ein einfacher Anruf beim Landes-
gericht in Klagenfurt brachte zu Tage, 
dass gar niemand verurteilt wurde. Viel-
mehr schlossen der Autolenker und der 
Polizist einen zivilrechtlichen Vergleich, 
wobei die filmende Partei in die Über-
nahme der Gerichts- und Anwaltskosten 
einwilligte. Davon abgesehen, dass nach-
geordnete Instanzen keine Präzedenzur-
teile fällen, sondern Obergerichte, wird 
der Fall allein schon deshalb nicht zum 
juristischen Maßstab, weil beim Ver-
gleich kein Urteil ergeht. Von der angebli-
chen Trendwende in der Rechtsprechung 
bleibt nix über. Die möglicherweise kre-
ditschädigenden Angaben, die eine Ver-
urteilung des Autofahrers suggerieren, 
hat der ORF Kärnten mittlerweile kor-ORF Kärnten mittlerweile kor-rnten mittlerweile kor-
rigiert. Nicht korrigiert wurde der Spin 
vom Präzedenzfall, den die FPÖ-nahe 

Martin Schenk ist Sozialexperte 
der Diakonie Österreich.
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CLARTEXT

Wie man gegen 
Vorurteile  
vorgeht 
Die Muslimische Jugend Ös-

terreich zeigte ein Jahr lang 

vor, wie man gegen Vorurteile 

ankämpft – nämlich die ei-

genen. Daran könnte sich die 

Politik ein Beispiel nehmen.  

CLARA AKINYOSOYE SAGT ES NICHT DURCH DIE BLUME. 

EINE KOLUMNE ÜBER DIVERSITÄT UND MIGRATION.

Illustration: Petja Dimitrova

Ja, auch in den islamischen Communi-
ties gibt es ein Problem mit Antisemi-

tismus. Die Gründe sind vielfältig. Das 
Aufwachsen in einer Gesellschaft, die 
JüdInnen aus religiösen Gründen ver-
teufelt, könnte einer davon sein. Katho-
likinnen konnten davon früher ein Lied 
singen, schließlich liegen die Wurzeln des 
Antijudaismus im Neuen Testament be-
gründet. Das Verwünschen von JüdInnen 
aufgrund politischer Ansichten ist auch 
eine Realität. Stichwort: Nahost-Konflikt. 
Die neue muslimenfeindliche aber vor-
geblich judenfreundliche Rechte wurde 
in den vergangenen Jahren nicht müde, 
diese Probleme herauszustreichen und 
für ihre Zwecke zu nutzen. So wird mitt-
lerweile auch mit dem Argument, die jü-
dische Bevölkerung vor Antisemitismus 
schützen zu wollen, vor dem Zuzug von 
MuslimInnen nach Österreich und Euro-
pa gewarnt. Auch österreichischen Mus-
liminnen hierzulande wurde oftmals pau-
schal Judenhass unterstellt, wenn Studien 
zeigten, dass Antisemitismus etwa unter 
Jugendlichen mit türkischen oder ara-
bischen Wurzeln stärker ausgeprägt war 
als bei anderen. 
Im vergangenen Jahr entschloss sich die 
Muslimische Jugend Österreich dazu, ein 
Projektjahr gegen Antisemitismus auszu-
rufen. 1.000 Jugendliche wurden erreicht 
– mit Workshops, Diskussionen, Tref-
fen mit einer Zeitzeugin und Besuchen 
in den NS-Konzentrationslagern Maut-
hausen und Auschwitz-Birkenau. Die Ju-
gendorganisation arbeitete mit dem Do-

Exekutivgewerkschaft mit ihrem Rechts-
schutzfonds finanzierte. Und so könnte 
das Verfahren gegen den Autofahrer doch 
noch zu einem „Präzedenzfall“ werden, 
nämlich insofern als BeobachterInnen 
künftig beim Dokumentieren von Poli-
zeieinsätzen übertrieben vorsichtig agie-
ren. Diese einschüchternde Wirkung nen-
nen Menschenrechtler „Chilling-Effekt“. 
Wie ist die Rechtslage tatsächlich? Wer 
Videoaufnahmen von einem Polizeiein-
satz veröffentlicht muss beim konkreten 
Fall abwägen, ob das öffentliche Interes-
se an staatlichen Handlungen die Persön-
lichkeitsrechte Uniformierter überwiegt. 
Sehr verkürzt gesagt gilt: ein herabsetzen-
des Bloßstellen Einzelner ist nicht zuläs-
sig, ist ein Polizist oder eine Polizistin 
Teil des öffentlichen Geschehens, geht die 
Veröffentlichung ok. Und das ist gut so. 
Niemand soll in sozialen Medien an den 
Pranger gestellt werden. Aber dem in-
nerstaatlichen Gewaltmonopol der Poli-
zei steht der Bedarf nach umfangreicher 
öffentlicher Kontrolle gegenüber. Und oft 
ermöglicht erst der Videobeweis den Zu-
gang zu einer wirksamen Beschwerde.
Der Ex-Innenminister hatte angekündigt, 
die Persönlichkeitsrechte von PolizistIn-
nen zu stärken. Das würde im Umkehr-
schluss eine Schwächung der öffentlichen 
Kontrolle bedeuten. Seine blaue Polizei-
gewerkschaft kann es kaum erwarten. Ob 
es dazu kommt, bleibt abzuwarten.

Clara Akinyosoye ist Journalistin bei ORF.at 
und Ex-Chefredakteurin von M-Media.

Philipp Sonderegger ist 
Menschenrechtler, lebt in Wien 
und bloggt auf phsblog.at.

kumentationsarchiv des österreichischen 
Widerstands zusammen und ging auf die 
jüdische Gemeinde zu. Während die Is-
raelitische Kultusgemeinde das Projekt zu 
Beginn verhalten beobachtete, war IKG-
Chef Oskar Deutsch bei der Abschluss-
veranstaltung, die im Mai kurz vor dem 
Gedenktag der Befreiung vom NS-Regime 
stattfand, mit lobenden Worten dabei.
Die jungen MuslimInnen stellten sich 
Vorurteilen, Stereotypen und auch der 
Ignoranz in der eigenen Gemeinde. Das 
sollte man ihnen hoch anrechnen. Sie ha-
ben sich bemüht, gegen Antisemitismus 
vorzugehen, ihm den Nährboden zu ent-
ziehen – nicht zuletzt durch Information. 
Sechs Millionen Jüdinnen und Juden wur-
den vom NS-Regime ermordet. Wie eine 
Umfrage unlängst ergab, wissen das 58 
Prozent der ÖsterreicherInnen aber nicht. 
Im Laufe der Zeit offenbarten mehrere 
Europäische Wertestudien zudem, dass 
nicht wenige ÖsterreicherInnen Angehö-
rigen ethnischer Minderheiten im Lande 
mit rassistischen Vorurteilen begegnen. 
Auf ein Projektjahr gegen Rassismus von 
politischen EntscheidungsträgerInnen 
warten Betroffene von Rassismus vergeb-
lich. So wie auf den Mut, sich den eige-
nen Vorurteilen zu stellen, anzuerkennen, 
dass wir alle in Gesellschaften hineinge-
boren wurden, in denen Diskriminierung, 
Stereotypisierung und ja Rassismus Rea-
lität sind und wir daher davon nicht frei 
bleiben, aber dagegen ankämpfen kön-
nen. Wie das gehen kann, haben die jun-
gen MuslimInnen vorgezeigt. 
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POPULÄRKULTUR

A ls wienerisch-muslimische Su-
derantin hat es mich unlängst 
nach Berlin verschlagen und ich 

muss feststellen: Wien und Berlin sind sich 
politisch und gesellschaftlich ähnlich und 
gleichzeitig auch wieder nicht. Ich spa-
ziere an einem McDonalds vorbei, neben 
deutschen und englischen Infos zu Kas-
se oder Klo finde ich auch welche in tür-
kischer Sprache. Ebenso in Apotheken 
oder anderen Geschäften, manchmal so-
gar auf arabisch oder anderen Sprachen. 
Wo bleibt hier der Alarmismus? Nach 
meinem letzten Informationsstand heißt 
es immer noch Bundesrepublik Deutsch-
land und nicht Muslimische Republik 
Deutschland. Was machen die in Deutsch-
land richtig und wir in Österreich falsch?  
In den regulären Supermärkten vermu-
tet man in der Sektion „Regionales“ eben 
typisch regionale, traditionelle Produkte. 
Was erblicken meine pollengeschädigten 
Äuglein neben geräucherter Salami und 
Bioheumilch? Genau, Halalwurst, Halal-
würstchen, Halalschinken. In Österreich 
unmöglich. 2015 hatte die Supermarktket-
te Spar Halalfleisch testweise in den Su-
permärkten angeboten. Was danach folgte, 
war gratis Kabarett. Wutbürgerinnen und 
Wutbürger der Extraklasse auf Facebook 
und Twitter, welche alle gemeinsam auf 
der Shitstormwelle gesurfed sind, was das 
Zeug hielt. Die Menschen taten regelrecht 
so, als ob das Halalfleisch kein normales 
Fleisch wäre, sondern vom Bauernbund 
des IS kommen würde. Wie aufgeregt kann 
Mensch sein? Hasskommentare auf Face-

Neues aus der Parallelgesellschaft
Österreichische Muslime werden oft als religiöse Fanatiker oder als Parallelgesellschafter 

porträtiert, den Durchschnitt sucht man vergeblich. Ein persönlicher und humorvoller Blick 

auf den Alltag einer wienerisch-muslimischen Suderantin.

KOLUMNE: NOUR-EL-HOUDA KHELIFI

book und Twitter, allesamt auf Spar und die 
frechen Musliminnen und Muslime losge-
lassen, woher die sich das Recht nehmen, 
nach Halalfleisch zu verlangen. Wem’s ned 
passt, der soll sich wieder zurückschlei-
chen. Oh okay, dann fahr ich eben wieder 
nach Favoriten zurück. Auf jeden Fall hat 
Spar aus „unbegründeten Vorwürfen“, das 
Halalfleisch aus dem Sortiment genommen 
und damit geschickt eine Marktlücke wei-
terhin nicht genutzt. Währenddessen gehen 
Deutsche entspannt in türkische und arabi-
sche Supermärkte und Konditoreien, kau-
fen, essen und genießen. Ich wünsche mir 
das für meine österreichischen Landsleute 
auch. Kulinarisch mehr ausprobieren, mehr 
genießen, dann jammern wir Wiener viel-
leicht auch mal weniger. Das Leben besteht 
aus vielmehr, als nur Würstl, Gulasch und 
Palatschinken. 

Kulinarische Außengrenzen schützen?
Worüber wir uns in Österreich ständig in 
die Hosen machen, jahrzehntelang disku-
tieren und alles in hirnrissigen Szenarien 
enden lassen, haben die Deutschen einfach 
durchgezogen. Und sie leben immer noch. 
Es ist mittlerweile Standard, dass in Super-
märkten Ramadan-Kalender oder Halal-
produkte angeboten werden. Die meisten 
Halalprodukte gibt es mittlerweile sogar 
laktosefrei!! Ich habe in meinem Leben 
noch nie laktosefreien Ayran in Wien ge-
sehen. Oder Ayran mit verschiedenen Ge-
schmäckern. Kultureller Austausch heißt 
nicht Mord und Totschlag, eher Humus 
und Sauerkraut. Denn das Zauberwort 

hier lautet nicht Integration, sondern In-
klusion. Die Teilhabe und Teilnahme an al-
lem. Ohne Inklusion wären wir alle aufge-
schmissen. Insbesondere kulinarisch. Was 
würden all die Hipster essen, wenn ih-
nen Falafel verwehrt geblieben wären? Ich 
könnte mich nicht als Wienerin bezeich-
nen, wenn ich nicht in den Genuss eines 
halal Leberkäse gekommen wäre. Nicht al-
les was anders ist oder Verbindungen zum 
Islam oder Muslimen hat, muss als fremd 
und gefährlich angesehen werden. A Eitri-
ge hat noch niemandem wehgetan, Döner 
genauso wenig. Deswegen lasst uns wenigs-
tens durch das Essen zusammenkommen 
und so neue Verbindungen schließen. Wir 
brauchen keine Politikerinnen und Politi-
ker, die vielleicht das halbe Leben lang an 
einem braunen Stück undefinierbarer Mas-
se knabbern und daran festhalten, weil sie 
Angst haben, was Neues auszuprobieren. 
Semmelknödel mit der scharfen Harissa-
Paste sind wirklich super. Vielleicht gibt´s 
da draußen eine edgy Haubenköchin oder 
einen Koch, die einen kulinarischen Fron-
tex nicht hinnehmen wollen. 
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SPOTLIGHT

A ls Noch-Minister und designierter
Parteichef der FPÖ plauderte er im 
Moment einer akuten Regierungs-

krise darüber, dass seine Tochter den Führer- 
schein nun ohne seine Unterstützung ma-
chen müsse. Was ist das? Naiv und vorbei an 
der Realität oder schlauer Fuchs, der das Pu-
blikum geschickt mit Home Storys einzu- 
wickeln versucht? Norbert Hofer ist zwei- 
fellos eine interessante Figur in der 
österreichischen Politik. Der Mann mit den 
Knopfaugen hätte als Bundespräsident gerne 
ausgelotet, „was alles möglich ist“. Das kann 
er nun als FPÖ-Chef tun. Er setzte sich ge-
gen den Scharfmacher Kickl durch, den of-
fenbar Teile der Partei präferiert hatten. 
Ausschlag für Hofer gab vielleicht dessen 
verbindlichere Art der Gesprächsführung. 
„Ich kann mit jedem“ hatte er einmal ge-
meint. Inhaltlich dürfte es zwischen Hofer 
und Kickl hingegen keine großen Differen-
zen geben. Der Politikberater Thomas Ho-
fer sprach gar von „Dr. Jekyll und Mr. Hyde“, 
soll heißen, man hat es bei dem Führungs-
duo mit zwei Gesichtern, aber einer politi-
schen Richtung zu tun. 
Hofer ist das freundliche Gesicht der FPÖ. 
Als ORF-Satiriker Peter Klien ihn fragte, ob 
er Stermann oder Grissemann lieber möge, 
antwortete er, er möge beide – und grins-
te breit. Hofer ist aber auch Mitglied der 
deutschnationalen schlagenden Burschen-
schaft Marko-Germania Pinkafeld. Noch vor 
zwei Jahren posierte er für ein Werbefoto für 
die rechtsextreme Monatszeitschrift „Die 
Aula“. Das Magazin, in dem man KZ-Insas-
sen verunglimpfte und Holocaust-Leugner 

Das freundliche Gesicht
Er schrieb das Bekenntnis zur „deutschen Sprach- und Kulturgemeinschaft“ wieder ins 

FPÖ-Parteiprogramm und behauptet, George Soros würde Flüchtlingsströme nach Eur-

opa steuern. Von Norbert Hofer als neuem FPÖ-Chef ist kein Kurswechsel zu erwarten.

lobte, wurde mittlerweile, auf Druck der Zi-
vilgesellschaft, eingestellt. Hofer ist kein 
Neonazi, schrieb die Süddeutsche 2016, und 
er habe auch keine einschlägige Vergangen-
heit wie andere seiner Parteifreunde. Den-
noch ließ er sich 2011 von zwei NPD-Funk-
tionären für die rechtsextreme Postille „hier 
& jetzt“ interviewen. In der Ausgabe fand 
sich ein Gedicht, so die SZ, in dem von „tau-
send großen Jahren“ die Rede ist, von Odins 
Raben und fest geschlossenen Reihen wie im 
Horst-Wessel-Lied. Noch nicht so lange zu-
rück liegt die Ko-Autorenschaft Hofers am 
„Handbuch freiheitlicher Politik“ und am 
Parteiprogramm der FPÖ. Darin findet sich 
u.a. das Bekenntnis zur „deutschen Sprach- 
und Kulturgemeinschaft“. Noch unter Ob-
mann Jörg Haider war es gestrichen worden. 

Abtreibungsrecht einschränken
Die politische Einstellung des ehemaligen 
Stellvertreters von Heinz-Christian Strache 
lässt sich auch daran erkennen, was er poli-
tisch ablehnt. Die eingetragene Partnerschaft 
für Homosexuelle zum Beispiel, oder das 
Gender Mainstreaming. Oder, dass in der 

Österreichischen Bundeshymne nicht nur 
die Söhne, sondern auch die „großen Töch-
ter“ des Landes gewürdigt werden. Auch das 
Recht von Frauen auf Abtreibung hält Hofer 
für diskutabel. Im „Handbuch freiheitlicher 
Politik“ wird die Gebärmutter als „Ort mit 
der höchsten Sterbewahrscheinlichkeit in 
Österreich“ beschrieben. Hofer verlangt, dass 
eine verpflichtende Bedenkzeit für Frauen 
vor der Abtreibung vorgeschrieben wird. 
Geht es um den Islam, sieht sich Hofer hin- 
gegen als Verteidiger der Rechte von Frau-
en. Ein persönlicher Freund Hofers und sein 
Lieblingsmaler, „Odin“ Wiesinger, geriet hin-
gegen just mit einer krass herabwürdigen-
den Äußerung gegenüber Frauen in die Öf-
fentlichkeit. Als die oberösterreichische FPÖ 
den deutschnationalen Maler „Odin“ Wie-
singer in den Kulturbeirat nominiert hatte, 
wurde ein Posting bekannt, in dem er eine 
Wiener Rektorin als „hässliches und dum-
mes Stück Fleisch“ bezeichnet hatte. Hofer 
verteidigte Wiesinger jedoch und empfahl 
jedem ein persönliches Gespräch. Nach dem 
vorläufigen Ende als Infrastrukturminis-
ter kann Hofer sich im kommenden Wahl-
kampf wieder breiter positionieren. Ob der 
gelernte Flugzeugtechniker bereit ist, auch 
wieder Fakten mit Verschwörungstheorien 
zu vertauschen, bleibt abzuwarten. Im Okto-
ber 2017 bediente er ein Narrativ antisemiti-
scher Kreise und behauptete über den Milli-
ardär George Soros, dieser würde die Flucht 
von Menschen nach Europa steuern. Hofer: 
„Soros steuert mit Sicherheit einiges auf der 
Welt, auch die Flüchtlingsströme. Das weiß 
man.“ Konzilianz ist eben nicht alles. (red)

Neo-Partei-Chef Hofer: Kann nun zeigen, 
„was alles möglich ist“.
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Mietmutterschaft

Die schweizer-australische Bi-
ologin, Sozialwissenschaftlerin 
und Feministin Renate Klein, 
Jahrgang 1945, beschäftigt sich 
seit Jahrzehnten kritisch mit 
den Technologien der Repro-
duktionsmedizin. Gemeinsam 
mit ihrer Lebensgefährtin Su-

bekommen. Sie schlägt den Be-
griff „Eizell-Lieferantin“ vor. 
Kenntnisreich und detailliert 
erklärt Klein was die Praxis der 
Leihmutterschaft konkret für 
die Frauen und Kinder bedeu-
tet, sozial, psychologisch und 
medizinisch. Sie legt in einem 
eigenen Kapitel dar, dass Ge-
danken über eine „Regulie-
rung“ der Leihmutterschaft 
nur in einer neoliberalen, ka-
pitalistischen Weltanschauung 
existieren können, weil es mei-
stens ein Macht- und Geldge-
fälle zwischen „Bestelleltern“ 
und „Mietmüttern“ gibt, weil 
auch im Falle der Kinder das 
ethische Prinzip, dass Men-
schen keinen Preis haben, son-
dern eine Würde schlichtweg 
ausgeblendet wird. Konsequen-
terweise fordert sie ein globales 
Verbot. Das Buch zeigt anhand 

BUCH

san Hawthrone gründete sie 
1991 auch den feministischen 
Verlag Spinifex. Nun ist ihr ak-
tuelles Buch „Surrogacy – a 
Human Rights Violation“ auf 
Deutsch erschienen. Sie be-
schreibt darin die medial meist 
verschwiegenen fatalen Folgen 
der Ausbeutung von unterprivi-
legierten Frauen als „Brutöfen“ 
und Eizellen-„Spenderinnen“ 
in einer Medizin, die längst eine 
global agierende Industrie ist. 
Klein vermeidet den üblichen 
deutschen Begriff Leihmutter-
schaft, weil er ihr zu harmlos 
erscheint und verwendet den 
Begriff „Mietmutterschaft“. 
Man erfährt auch, dass eine 
Eizellenspenderin, die für den 
Vorgang der Leihmutterschaft 
zumeist nötig ist, auch keine 
„Spenderin“ ist, da die meisten 
Frauen Geld für ihre „Spende“ 

Dem Krieg entronnen

Wer sind die Menschen, die vor 
dem Krieg in Syrien geflüch-
tet und nach einer strapazi-
ösen Reise in anderen Ländern 
der Welt gelandet sind? Welche 
Schicksale haben sie erlebt? Im 

GRAPHIC NOVEL

Auftrag von „Ärzte ohne Gren-
zen“ machte sich Comiczeich-
ner Olivier Kugler auf in den 
Irak, nach Griechenland, die 
Türkei, Frankreich, Großbritan-
nien und Deutschland, um sy-
rische Flüchtlinge zu porträtie-
ren. Die ersten Interviews führt 
Kugler im Flüchtlingslager Do-
miz in der Autonomen Region 
Kurdistan (Irak). Es ist ein tri-
stes Bild, das er über die Le-
bensverhältnisse der Flüchtlinge 
zeichnet. Da wäre zum Beispiel 
Ahmed, jener Protagonist, der 
das Cover der Graphic Novel 
ziert. Er erzählt über harsche 
Winter, die das (Über)leben in 
seiner blechernen Hütte uner-
träglich machen. „Ich möchte, 
dass meine Kinder zur Schu-
le gehen aber im Camp gibt es 

nicht genug Plätze“, beklagt sich 
seine Frau Watha. Man hofft 
vergebens auf eine positive Sto-
ry im Heft. Porträtiert wurden 
über zwei Dutzend Personen, 
die von Entwurzelung, Ent-
menschlichung und Enttäu-
schung berichten, ohne dabei 
in Hollywood-Manier auf die 
Tränendrüse zu drücken. 
Visuell hebt sich die Graphic 
Novel von anderen aus dem 
Genre ab. Als erstes fällt das un-
gewöhnliche Format auf. Statt 
Kästchen und Sprechblasen, die 
in einer klassischen Reihenfolge 
arrangiert sind, zeichnet Kugler 
ganz- oder doppelseitige Bilder 
und versieht sie mit numme-
rierten Textfetzen, damit man 
nicht den Faden verliert. Das ist 
etwas, das am Anfang irritiert, 

vor allem deswegen, weil die 
Zeichnungen ein wenig so aus-
sehen, als würde der Autor ver-
suchen, die Langzeitbelichtung 
nachzuahmen; man könnte die-
sen Stil auch als illustrierte Skiz-
zen bezeichnen. Oder man sieht 
diese Zeichnungen als eine Me-
tapher für das kollektive Schick-
sal der Flüchtlinge: Ein chao-
tisches Gefüge an Bewegungen, 
Erlebnissen, Geschichten und 
dennoch gefangen in einem 
Stillstand, aus dem sie (eher aus 
politischen als persönlichen) 
Gründen nicht herauskommen. 
(Muhamed Beganovic)

Olivier Kugler
Dem Krieg entronnen
Edition Moderne, 2017
80 Seiten, 24,80 Euro

zahlreicher Zitate von Exper-
tinnen zudem auf, dass die Kri-
tik an Leihmutterschaft und 
grundsätzlich an Reprodukti-
onsmedizin keineswegs – wie 
oft behauptet wird – nur von 
konservativen, religiösen Ver-
tretern getragen wird, sondern 
seit mehr als 40 Jahren auch 
von feministischer, kapitalis-
muskritischer Seite. 
(Eva Bachinger)

Renate Klein
Mietmutterschaft – eine 
Menschenrechtsverletzung. 
Marta Press, 2018
224 Seiten, 26 Euro
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Kampfansage mit 
„frohen Botschaften“

Die Verkündung von „Frohen 
Botschaften“ ist als hilfreiche 
Strategie gegen das Erstarken 
der Rechtspopulisten dringend 
nötig – so die Kernaussage von 
Walter Wüllenwebers Publika-
tion „Frohe Botschaft“.

lingt und landet schnell bei den 
Medien. Schlechte Nachrich-
ten verkaufen sich einfach bes-
ser. Aber Gesellschaften müs-
sen auch am Gelingen lernen. 
Voraussetzung dafür ist es, Er-
folge zu benennen. Daher for-
dert der Autor die Medien auf, 
die eigentlichen Sensationen 
unserer Zeit – Katastrophen 
die verhindert wurden, den 
Rückgang von Hunger, Armut, 
Krankheit, Krieg und Gewalt – 
auf die Titelseite zu stellen.
Eine Gesellschaft, die ihren 
tatsächlichen Zustand kennt, 
die zwischen echten Gefahren 
und nur gefühlten unterschei-
den kann, die nicht ausschließ-
lich auf das Misslungene fixiert 
ist, sondern sich auch über das 
Gelungene bewusst ist – eine 
solche Gesellschaft sei stark 
genug, auch der rechtspopuli-

BUCH

Der Autor geht zunächst der 
von vielen Menschen gefühlten 
Wirklichkeit von Krisen, Kata-
strophen und Kriegen faktisch 
nach und stellt in zahlreichen 
Beispielen fest, dass die Men-
schen heute „gesünder, reicher, 
sicherer, gebildeter und frei-
er als jemals“ sind. Noch nie 
zeigte die Kurve der erreichten 
Fortschritte so steil nach oben 
wie in den vergangenen 50 Jah-
ren. Er bezieht sich dabei auf 
Deutschland und zeichnet in 
den Bereichen Gesundheit, Bil-
dung, Sicherheit, Menschen-
rechte und Umweltbewusstsein 
eine „Aufwärtsspirale“ nach.
Im Gegensatz dazu ist das Be-
wusstsein der Menschen unan-
gemessen pessimistisch. Wül-
lenweber geht der Frage nach, 
warum die Verbreitung von ne-
gativen Nachrichten so gut ge-

Entzauberte Union

Der Buchtitel lässt einen an-
gesichts der hier formulierten 
Aporie etwas ratlos zurück. Die 
EU ist nicht zu retten, aber sie 
zu verlassen ist auch keine Op-
tion. Okay. Schon in der Ein-

BUCH

leitung wird etwas klarer, dass 
Attac die Rückkehr zum Nati-
onalstaat, wie sie die Rechtspo-
pulisten wollen, mit einem 
Mehr an Europa verhindern 
will. Hinter der pro-europä-
ischen Haltung steht also kei-
ne Überzeugung, sondern poli-
tisches Kalkül? Nein, so stimmt 
das auch nicht. Attac hatte schon 
in früheren Publikationen seine 
Hoffnungen an eine EU als so-
ziales und demokratisches Pro-
jekt beschrieben. Mittlerweile 
sei man aber über den fortlau-
fenden neoliberalen Kurs ent-
täuscht. Deshalb nun dieses 
Buch, das in drei Teile und viele 
Kapitel aufgeteilt ist: Im Analy-
se-Teil werden u.a. Felder wie 
Agrar-, Geld-, Flüchtlings und 
Sozialpolitik untersucht. Knapp 

und prägnant sprechen die Au-
torInnen die wichtigsten Pro-
bleme an. Im zweiten Teil geht 
es um die Konsequenzen und 
im dritten um die Strategien: 
Wie lässt sich die Handlungsfä-
higkeit zurückgewinnen? Hier 
lesen sich die Kapitel recht un-
terschiedlich, in jenem über die 
„Alternativen zum Euro“ z.B. 
wird ein Binnen-Euro und ein 
Außen-Euro vorgeschlagen, um 
die Unterschiede zwischen den 
Ökonomien zu entschärfen. 
Freilich wirkt hier einiges ne-
bulos, worin sich auch das Di-
lemma von Kritik und Lösungs-
suche ausdrückt. Insgesamt gibt 
es in diesem Buch freilich eine 
Menge zu erfahren, was die 
Machtverteilung Demokratie-
mängel betrifft. Bei Wirtschafts-

stischen „Verlockung“ zu wi-
derstehen. Die frohe Botschaft, 
die ein neues Narrativ voraus-
setzt (Beispiel Fluchtbewegung), 
ist Wüllenwebers Antwort auf 
Deutschlands Populismus, der 
auch in Österreich und in Eu-
ropa Raum greift.
Wüllenwebers Lektüre wirkt 
plausibel und anregend, die 
Erkenntnis allein, mehr neue 
und positive Narrative zu set-
zen, wird nicht ausreichen, um 
Rechtspopulisten in die Schran-
ken zu weisen. Aber sie kann 
ein wichtiger Mosaikstein sein. 
(Gerlinde Affenzeller)

Walter Wüllenweber
Frohe Botschaft. Es steht nicht gut 
um die Menschheit – aber besser 
als jemals zuvor
Verlag DVA, 2018
224 Seiten, 18 Euro

fragen hat die EU z.B. weitrei-
chende Kompetenzen und bleibt 
mit Mehrheitsentscheidungen 
handlungsfähig. Bei der Sozial-
politik verhindert hingegen oft 
das Einstimmigkeitsprinzip ge-
plante Änderungen. Da halten 
die Nationalstaaten die Hand 
drauf und hebeln die EU aus. 
Der Rat, der aus den europä-
ischen Regierungschefs besteht, 
die nationale Interessen vertre-
ten, wird gerne mit „Brüssel“ 
verwechselt. Auch das wird im 
Buch ein Stück deutlicher. (red)

Attac (Hg.)
Entzauberte Union. Warum die EU 
nicht zu retten und ein Austritt 
keine Lösung ist
Mandelbaum Verlag, 2017
272 Seiten, 15 Euro
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Epochenwechsel

Wie ist das mit dem Aufstieg 
der Rechtspopulisten, woher 
kommen sie plötzlich und wa-
rum jetzt? Das ist nur eine Fra-
ge, die Wolfgang Petritsch auf 
interessante Weise umreißt. 
Der ehemalige Kreisky-Sekre-
tär und UN-Botschafter führt 

selbst mitgetragen, dann von 
ihnen auf fatale Weise „korri-
giert“, man denke an Hartz IV. 
Mit der Finanzkrise 2008 und 
der darauf folgenden Euro- und 
Staatsschuldenkrise spitzte sich 
diese Entwicklung weiter zu. 
Während die Sozialdemokra-
tie solchermaßen ihre „Selbst-
aufgabe“ (Petritsch) vorantrieb, 
stießen Rechtspopulisten par-
allel dazu in das entstandene 
politische Vakuum. Parteien 
wie die Schwedendemokraten 
konnten ihre Stimmanteile in-
nerhalb von zehn Jahren ver-
fünffachen, ehemals liberale Po-
litiker wie Orban richteten ihren 
Kurs nunmehr national aus. Pe-
tritsch analysiert (als langjäh-
riger Akteur der internationa-
len Politik war er auch Hoher 
Gesandter in Bosnien) die öko-
logischen, sozialen und poli-

BUCH

dafür ökonomische, soziale und 
politische Stränge zusammen: 
Er sieht in den Achtziger Jah-
ren mit dem Aufkommen der 
neoliberalen Politik von That-
cher und Reagan im dama-
ligen Beginn des Rückbaus (so-
zial)staatlicher Kompetenzen 
die Keimzelle für die heutigen 
Entwicklungen. Während die 
„Machtbalance zwischen poli-
tischer Steuerung und Kapita-
lismus zugunsten der Wirtschaft 
kippte“, hätten es die sozialde-
mokratischen Parteien in Euro-
pa verabsäumt, Gegenmaßnah-
men einzuleiten. Im Gegenteil 
hätten Politiker wie Gerhard 
Schröder und Tony Blair mit ih-
rem dritten Weg das Credo ver-
treten, das Wirtschaftswachs-
tum würde schon für genügend 
Wohlstand sorgen. Dieser Kurs 
wurde von den Parteien zuerst 

Liebe unterm  
Hakenkreuz

Wie hat das nationalsozialisti- 
sche Deutschland seinen Staats-
terror in das Privat- und Fami-
lienleben der Menschen hinein-
getragen? Das skizziert Autorin 

GRAPHIC NOVEL

Evelyn Steinthaler anhand von 
vier prominenten Ehepaaren, 
die unterschiedliche Strategien 
fanden, mit der Situation um-
zugehen: von Lotte Lenya und 
Kurt Weill, von Meta Wolff und 
Joachim Gottschalk, von Hansi 
Burg und Hans Albers und von 
Maria Bernheim, Hertha Feiler 
und Heinz Rühmann. Als die 
Nazis 1933 die Macht ergriffen, 
dauerte es nur wenige Monate, 
bis das Kulturleben „rassisch ge-
säubert“ war. Vor den vier Por-
träts streift Steinthaler auch an-
dere bekannte KünstlerInnen. So 
konnte sich der jüdische Schau-
spieler Otto Wallburg nach  
Österreich retten und hier noch 
ein paar Jahre arbeiten, bis die 
Barbarei ihn erneut einholte. 
Andere wie Franz Lehar dienten 

sich dem Regime an und er-
wirkten eine Sonderregelung 
für ihre jüdischen PartnerInnen. 
Auch Hans Moser, ein Lieblings-
schauspieler Hitlers, erhielt eine 
Sondergenehmigung für sei-
ne jüdische Frau Blanca. 1938 
überredete Moser sie, nach Bu-
dapest zu verreisen, wo sie sechs 
Jahre lang blieb. Nicht allen ge-
lang es, diese Jahre zu überste-
hen. Der Schauspieler Joachim 
Gottschalk und seine Frau Meta 
Wolff und ihr Kind nahmen sich 
1941 das Leben, als sie nach The-
resienstadt deportiert werden 
sollten. Die Autorin beschreibt 
die Jahre zuvor, von einem har-
monischen Familienleben und 
der Bereitschaft Wolffs, sich für 
die Karriere ihres Mannes schei-
den zu lassen. Als die Kollegin 

Brigitte Horney noch versuchte, 
das Paar in die Schweiz nach Zü-
rich zu lotsen, lehnte Gottschalk 
ab. Die Gründe dafür sind nicht 
bekannt. Die Autorin zitiert aus 
dem Abschiedsbrief: „Meta und 
Michael schlafen schon...“ Im-
mer wieder wird die schmale 
Linie deutlich, an denen sich 
die hier beschriebenen Biogra-
phien bewegten: zwischen dem 
Schutz, den der Status als be-
kannter Künstler versprach, und 
der Ungewissheit, welche Sicher-
heiten er eigentlich bot. (red)

Evelyn Steinthaler
Mag’s im Himmel sein, mag’s beim 
Teufel sein. Stars und die Liebe 
unter dem Hakenkreuz
Kremayr & Scheriau, 2018
224 Seiten, 22 Euro

tischen Zusammenhänge auch 
in den Nachbarregionen Euro-
pas wie auch im Nahen Osten, 
Russland oder den USA. Gera-
de in dieser Zusammenschau 
liegt die Stärke des Buches, da 
Petritsch mit leichter Hand 
immer wieder Verbindungen 
sichtbar macht, die einem sonst 
verborgen bleiben. Dabei pro-
blematisiert er die ökonomische 
Übermacht gegenüber der poli-
tischen Macht und reißt in den 
letzten Kapiteln des Buches 
mit dem Cyber-Wettrüsten 
zwischen USA, Europa, Rus-
sland und China eine weitere 
hochaktuelle, demokratiepoli-
tisch brisante Entwicklung an. 

Wolfgang Petritsch
Epochenwechsel. Unser digital-
autoritäres Jahrhundert
Brandstätter Verlag, 2018
288 Seiten, 25 Euro
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Unser täglich Gift

„Wem ist schon bekannt“, 
schreibt Autor Johann G. Zaller, 
„dass für französische Weinbau-
ern die Parkinson-Erkrankung 
als Berufskrankheit anerkannt 
ist?“ Man könnte anfügen: 
Vieles, was in diesem Buch steht, 
ist kaum jemand bekannt. Zum 

Rest kommt beim Lesen. Zaller 
hinterfragt Behauptungen, etwa 
jene, dass die Ernährungssicher-
heit der Welt vom Pestizideinsatz 
abhängt. Denn mittlerweile hat 
sich der Energieaufwand der in-
dustriellen Produktionsweise auf 
perverse Weise erhöht, sodass 
oftmals mehr Energie ins Sy-
stem gepumpt als herausgeholt 
werden kann. Ein Beispiel: Auf 
den Philippinen ist das Verhält-
nis von In-/Output beim Reisan-
bau 1:108, in den USA beträgt es 
1:2,5. Das Milliardengeschäft der 
Konzerne steht im Mittelpunkt, 
nicht die Effizienz. Landwirt-
schaft funktionierte aber noch 
vor wenigen Jahrzehnten an-
ders, erst in den Fünfziger Jah-
ren begann der Masseneinsatz 
an Giften. Seither ist die Menge 
an eingesetzten Pestiziden um 
das Fünfzigfache gestiegen. Da-

BUCH

Beispiel, dass die Grenzwerte für 
Pestizide über die vergangenen 
Jahre stetig nach oben verscho-
ben wurden. Oder dass in den 
Körpern von Pinguinen, die tau-
sende Kilometer von landwirt-
schaftlichen Flächen entfernt 
leben, Pestizide gefunden wur-
den. Heute haben sich in den 
Fettzellen aller Menschen Pe-
stizidrückstände abgelagert. Sie 
sind aus den Ökosystemen, den 
Böden, den Nahrungskreisläufen 
nicht mehr wegzubekommen. 
Vieles liest sich ebenso erstaun-
lich wie erschreckend in die-
sem Buch und der Glaube, dass 
wir durch strenge Lebensmit-
telsicherheit vor Giftstoffen ge-
schützt sind, schwindet so lang-
sam dahin. Zaller, ein Ökologe 
an der BOKU, ist weit davon 
entfernt, alarmistisch zu klin-
gen. Sein Tonfall ist sachlich, der 

Die Pestizid Lüge

Vandana Shiva, Wissenschaft-
lerin und Trägerin des Alterna-
tiven Nobelpreises, beschreibt 
im Vorwort dieses Buches in 
wenigen, klaren Sätzen das Dile-
mma unserer Produktionsweise: 

BUCH

„Die Ökologie lehrt uns, dass 
Schädlinge durch die chemisch-
industrielle Landwirtschaft mit- 
tels folgender Prozesse begünsti-
gt werden: Förderung von Mo- 
nokulturen, chemische Kunst-
düngung, Auftreten von Resi- 
stenzen, Tötung von Nützlin-
gen.“ Die Folgen sind weitrei-
chend. Nun zeigt die Forschung, 
dass bereits Kinder mit Pestizid-
cocktails auf die Welt kommen. 
André Leu, er war jahrelang der 
Präsident der Internationalen 
Ökologischen Landbaubewe-
gung, nähert sich dem Thema 
Pestizide sehr strukturiert. Er zi-
tiert Studien, die Hinweise auf 
die additive Auswirkung von 
Giftcocktails verdichten; die 
den Nachweis des Zusammen-
hangs mit Krebserkrankungen 

wie etwa Brustkrebs erbringen; 
die erhöhte Leukämieerkran-
kungen von Kindern belegen, die 
auf Farmen mit verstärktem Pe-
stizideinsatz aufgewachsen sind. 
Leu räumt mit fünf Mythen auf, 
die falsche Sicherheiten garantie-
ren sollen: Dass alle Agrargifte 
gründlich getestet werden ist ein 
Mythos – oft sind es Agrarkon-
zerne, die sich selbst „kontrol-
lieren“. Dass moderne (!) Pesti- 
zide biologisch rasch abgebaut 
werden, ist ein anderer Mythos. 
Und dass geringe Mengen ohne- 
hin nicht ins Gewicht fallen, ein 
weiterer. Für hormonaktive Sub-
stanzen, so Leu, gebe es gar keine 
sicheren Grenzwerte. Zudem sei 
es häufig Praxis, bei Laborversu-
chen höhere Dosen einfach he- 
runterzurechnen und auf Men-

schen umzulegen. Das klingt 
spekulativ und ist es wohl auch, 
während den KonsumentInnen 
signalisiert wird: alles unter Kon-
trolle. Im letzten Kapitel, über 
den Mythos der Unverzichtbar- 
keit von Pestiziden, kommt Leu 
vielfach auch auf die Alternative 
zu sprechen: die ökologische 
Landwirtschaft. Ein schöner Teil 
im Buch, der die Hoffnung nährt, 
dass der Irrweg und falsche Fort-
schrittsglaube der Sechziger Jah-
re auf Kosten unserer Gesund-
heit ein Ende hat. (red)

André Leu
Die Pestizid Lüge. Wie die 
Industrie die Gesundheit unserer 
Kinder aufs Spiel setzt
Oekom Verlag, 2018
240 Seiten, 20,60 Euro

mit auch die Belastung von Na-
tur und Mensch. Dass Experten 
schätzen, dass weniger als zehn 
Prozent der Mittel überhaupt 
wirksam sind, tut dem keinen 
Abbruch. Gespritzt wird weiter-
hin: Spitzenreiter ist der Apfel-
anbau, da gibt es durchschnitt-
lich 31 Pestizidbehandlungen 
pro Saison, bei Kartoffeln sind 
es immerhin 12. Und die Pesti-
zidhersteller informieren bereits 
per SMS kostenlos die Land-
wirte, wann sie spritzen sollen. 
Auch vorbeugend. „Unser täg-
lich Gift“ erzählt detailliert von 
einer Welt, die einem bizarr vor-
kommt. Aber es ist unsere. (red)

Johann G. Zaller
Unser täglich Gift. Pestizide – 
Die unterschätzte Gefahr
Deuticke Verlag, 2018
240 Seiten, 20,60 Euro



„Menschenrechte gehen 

uns alle an. Mir ist die

unabhängige Aufbereitung 

von Menschenrechtsthemen 

im MO-Magazin von SOS 

Mitmensch 86 Euro im 

Jahr wert. Ihnen auch?“

Cornelius Obonya

MO – Die Menschenrechte
im Auge behalten! 
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SOS MITMENSCH

Bereits zum neunzehnten Mal findet die 
kuratierte Benefizauktion aktueller Kunst 
zu Gunsten der Menschenrechtsarbeit von 
SOS Mitmensch statt. Bedeutende Künstle-
rinnen und Künstler jeder Generation stel-
len wieder ihre Arbeiten zur Verfügung. 
104 Zeichnungen, Druckgrafiken, Gemäl-
de, Fotoarbeiten, Skulpturen und Installa-
tionen wurden gespendet. Die eindrucks-
volle KünstlerInnen-Liste reicht von Iris 
Andraschek, Alfredo Barsuglia, Gunter Da-
misch und Christian Eisenberger über Ge-
latin, Robert Hammerstiel und Edgar Ho-
netschläger bis Lisl Ponger, Arnulf Rainer 
und Ashley Hans Scheirl, um nur ein paar 
stellvertretend zu nennen. 

SOS Mitmensch hat einen Bericht über die 
Integrations- und Desintegrationspolitik 
der neuen Bundesregierung veröffentlicht. 
Einundzwanzig ExpertInnen bewerteten 
die Maßnahmen der Regierung im inte-
grationspolitischen Feld. Von den Maßnah-
men, die bisher umgesetzt wurden, wurden 
fast drei Viertel als überwiegend oder gänz-
lich desintegrativ eingestuft.
Zu den desintegrativen Maßnahmen zählen 

TEXT: ALEXANDER POLLAK

PK über die Desintegrationspolitik 
der Bundesregierung.

Ausgezeichnet: Nicola Werdenigg und der 
Verein maiz/das kollektiv.
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etwa das Verbot der Lehre für Asylsuchen-
de, die Kürzung des AMS-Budgets im In-
tegrationsbereich, die Halbierung der Bud-
getmittel für Integration an Schulen sowie 
die Kürzungen bei der Sozialhilfe. 
SOS Mitmensch fordert die Rücknahme 
desintegrativer Maßnahmen. Ziel der Poli-
tik sollte es sein, Chancen und Perspekti-
ven zu stärken. Den Bericht finden Sie auf 
unserer Webseite: www.sosmitmensch.at

Ein umfangreicher Kata-
log wurde veröffentlicht, 
die Exponate sind auch 
auf www.sosmitmensch.at 
und www.dorotheum.at zu 
sehen. Wer am Auktions-
abend nicht vor Ort sein 
kann, kann Gebote auch 
telefonisch oder schrift-
lich abgeben. 

Ein besonderes „Zuckerl“ stellt die teilwei-
se steuerliche Absetzbarkeit der Werke dar. 
Für Detailinformationen kontaktieren Sie 
bitte Ihre Steuerberatung oder das Finanz-
amt.

INTEGRATION

Integrationspolitik auf dem Rückzug

Für diesen Einsatz danken 
wir allen Künstlerinnen 
und Künstlern von ganzem 
Herzen! 

Zeit und Ort der Bene-
fizkunstauktion:
Dienstag, 18. Juni 2019
Beginn: 19.00 Uhr
Ort: Aula der Wissen-
schaften, Wollzeile 27a, 
1010 Wien
Vorbesichtigung: 17. Juni ab 15 Uhr bis 
20 Uhr, und 18. Juni ab 9 Uhr.
Kontakt: katharina.hofmann-sewera@sos-
mitmensch.at

Dossier zu
Verflechtung
FPÖ & Identitäre
SOS Mitmensch hat ein Dossier 

veröffentlicht, das mindestens 48 

Verflechtungs- und Berührungs-

punkte zwischen der FPÖ und den 

„Identitären“ nachweist. Davon 

waren auch vier FPÖ-geführte 

Ministerien betroffen. Ex-Kanzler 

Kurz zog aus den rechtsextremen 

Verflechtungen der FPÖ keine 

Konsequenzen. Erst das Ibiza- 

Video beendete die Koalition.

Jetzt sind
Bundesländer
am Zug 
Nach dem Beschluss der armuts-

verschärfenden „Sozialhilfe neu“ 

durch Regierung und Parlament 

sind jetzt die Bundesländer am 

Zug. Sie müssen Ausführungsge-

setze erlassen. An ihnen wird es 

liegen, die großteils unsozialen 

Vorgaben abzumildern. Auch der 

Verfassungsgerichtshof wird sich 

mit möglicherweise rechtswidri-

gen Kürzungen befassen..

Gratulation den
Zivilcourage-
PreisträgerInnen 
Im vollen Wappensaal des Wiener 

Rathauses hat SOS Mitmensch 

zum 15. Mal den Ute-Bock-Preis 

für Zivilcourage verliehen. Ausge-

zeichnet wurde Nicola Werdenigg 

für ihren Mut, Machtmissbrauch 

und Gewalt im Sport aufzude-

cken, sowie der Verein „maiz/das 

kollektiv“ für unerschütterlichen 

Einsatz gegen Ausbeutung, Se-

xismus und Diskriminierung.

BENEFIZAUKTION ZEITGENÖSSISCHER KUNST

Großartige Kunst für Menschenrechte: Benefizauktion am 18. Juni 2019

Katrin Plavcak „Unterwasser“
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12 Euro Lohn für einen ganzen Arbeits-
tag? Wer würde für so wenig Geld arbeiten 
wollen? Und doch: An seinem letzten Ar-
beitstag musste Ex-Minister Kickl arbeiten-
den Flüchtlingen vermitteln, wie wenig sie 
Wert sind. Anders kann man die Verord-
nung über 1,50 Euro Stundenlohn nicht 
verstehen. Ich hatte deswegen Herrn Kickl 
nach Innsbruck eingeladen, wo wir drei 
Euro in der Stunde bezahlen und rundum 
auf gute Integration und auf ein friedliches 
Zusammenleben bauen, anstatt zu spalten. 
Ich war Anfang Mai eine Frühschicht lang 
mit zwei Straßenkehrern unterwegs, die aus 
Afghanistan bzw. Ghana stammen. Und ich 
habe mit zwei anderen Asylwerbern den 
Huttererpark gemäht und gesäubert. Ich 
kann euch sagen: das ist eine fordernde Ar-
beit, die eine ordentliche Entlohnung ver-
dient. Ich bin froh, wenn die fleißigen Ar-
beiter einen positiven Aufenthaltsbescheid 
bekommen würden und wir ihnen nicht 
nur die erlaubten drei Euro, sondern den 
vollen Lohn zahlen können.
Die Verordnung des Ex-Innenministers, die 
jetzt 1,50 Euro als Höchstlohn für gemein-
nützige Tätigkeiten von Flüchtlingen fest-
legt, wurde nicht nur von der Stadt Inns-
bruck zurückgewiesen: Der ganze Westen 
Österreichs und auch viele Städte und Ge-
meinden im Osten sowie zahlreiche promi-
nente VertreterInnen aus der Zivilgesell-

ANDERE ÜBER …

KOMMENTAR

Gegen die Entwertung 
des Menschen
1,50 Euro Stundenlohn für eine fordernde Arbeit? Innsbrucks 

Bürgermeister Georg Willi hat mit Asylwerbern den Hutterer-

park gemäht und hält die (inzwischen zurückgenommene) 

Verordnung des Ex-Innenminister Herbert Kickl für zynisch. 

KOMMENTAR: GEORG WILLI

ZUR PERSON

Georg Willi

Georg Willi, geboren 1959 in Innsbruck, 

studierte Biologie und Jus (nicht abge-

schlossen) und war vier Jahre National-

ratsabgeordneter der Grünen. Seit Mai 

2018 ist er Bürgermeister von Innsbruck 

und damit der erste Kandidat der Grünen, 

der dieses Amt in einer Landeshauptstadt 

innehält.

schaft und den Religionsgemeinschaften 
haben sich gegen diese Entwertung der 
Menschen und ihrer Arbeit positioniert. 
Wir sollten in Österreich keine Diskussi-
onen über solche Höchstlöhne führen, son-
dern über Mindestlöhne. Die Mieten ga-
loppieren dort inakzeptabel davon, wo der 
Raum besonders eng ist, so wie in Inns-
bruck oder in Salzburg oder in den Wiener 
Innenbezirken. Die öffentliche Hand muss 
gar nicht besonders viel Geld in die Hand 
nehmen, um die Mieten günstiger zu ma-
chen. Man muss nur den Mut haben, sich 
mit den Richtigen anzulegen: Mit denen, 
die Bauland und leerstehende Wohnungen 
horten oder sie auf nicht steuerpflichtigen 
Plattformen vermieten.
 Leistbare Mieten in den Städten würden 
helfen, einige der dringendsten Probleme 
unserer Zeit zu lösen: Dabei ist der be-
ste Weg in die Arbeit oder an die Ausbil-
dungsstelle immer noch ein kurzer, einer, 
der zu Fuß oder mit dem Fahrrad bewäl-
tigt werden kann. Und das ist für die Inte-
gration von Flüchtlingen noch einmal be-
sonders wichtig: Immer wieder haben wir 
Menschen, die einen Job zu nicht so be-
liebten Arbeitszeiten bis sehr spät in die 
Nacht oder sehr früh am Morgen bekom-
men würden. Gleichzeitig wohnen sie aber 
weit weg von Innsbruck, wo sie sich eine 
günstigere Miete leisten können. Jetzt wäre 

die Arbeit ein wichtiger Schlüssel für ihre 
Integration, sie können aber die wenigen 
Jobs, die ihnen angeboten werden, wegen 
ihrer Wohnsituation nicht annehmen.
 Menschen, die neu in Österreich ankom-
men, haben es mit vielen behördlichen 
Hürden zu tun. Knapp bei Kasse zu sein, 
hilft ihnen definitiv nicht. Das Vorgehen 
von Kickl, ihnen noch weniger für ihre 
wichtigen gemeinnützigen Tätigkeiten zu 
bezahlen, ist deshalb nicht nur zynisch: Er 
spaltet die Gesellschaft anstatt Allen gute 
Chancen für die Selbsterhaltungsfähigkeit 
zu geben. Wir als Stadt Innsbruck sagen 
deswegen Nein dazu – wir tun alles, damit 
die fleißigen Hände bald mit ordentlichem 
Aufenthaltsstatus einer geregelten und kol-
lektivvertraglich gesicherten Arbeit nach-
gehen können.

Illustration: Petja Dimitrova



Line-Up / Tickets → www fb insta Altes  Hallenbad,  Feldkirch Vorarlberg

Vielen  Dank  an  die  Förderung: Stadt  Feldkirch,  Land  Vorarlberg  und  BKA.Kunst&Kultur.  Landeshauptstadt  Bregenz  (poolbar-Generator)

Don’t
give

here
shelter

poolbar
05 Jul

Festival
11 Aug

Bilderbuch, Triggerfinger, Keb’ Mo’, Blood Red Shoes, Mighty Oaks, Tove Lo, Propagandhi, Kodaline, & More

Thomas Maurer
ZUKUNFT
Am 14. Juni im Kabarett Niedermair 

„Die Zukunft“, wusste schon Karl Valentin, „ist auch nicht mehr, was 
sie mal war.“ Das kann sein. Kann aber auch nicht sein. Schlüpfrig 
ist die Zukunft jedenfalls. Was man aber sicher sagen kann: Das 
neue Programm von Thomas Maurer liegt in der Zukunft. Zumindest 
für alle, die es noch nicht gesehen haben.

Karten unter www.niedermair.at

(c) Ingo Pertramer
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1070 Wien, Neubaugasse 18  I  Mo-Fr 10.00–18.30 Uhr  I  Sa 10.00–17.00 Uhr
www.brillenmanufaktur.info



Dienstag 18. Juni 2019, 19 Uhr
Aula der Wissenschaften, Wollzeile 27 a, 1010 Wien
www.sosmitmensch.at
Kunstauktion zeitgenössischer Kunst zugunsten von SOS MITMENSCH


